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Nr. 19 Berlin, den 1. Oktober 1938 — Su0roons 
Kampf an der Olſa 


Seitdem durch die Nürnberger Rede des Führers vom 12. September d. I. die tſchechi⸗ 
ſche Frage in ihrem ganzen Umfange aufgerollt worden war, entſchloß ſich auch Polen zu 
einem aktiven Vorgehen in dieſer Frage. Polen machte ſich, wie das ſchon ſeit langem 
und nicht nur in der tſchechiſchen Frage zu beobachten iſt, zum Nutznießer der 
deutſchen Initiative. Es machte Anſprüche geltend, an deren Realifierung aus 
eigener Kraft es niemals ernſtlich zu denken gewagt hatte, die vielmehr durch die Aktivität 
der deutſchen Außenpolitik überhaupt erſt diskutabel gemacht worden waren. Vor allem 
meldete Polen in kategoriſcher Form ſeine Anſprüche auf den Teil des 
Teſchener Schleſien an, der durch den Entſcheid der Botſchafter— 
konferenz vom Jahre 1920 der Tſchecho⸗Slowakei zugeteilt 
worden war und in dem es eine polniſche Minderheit gibt. Dabei war es bezeichnend, 
daß Polen die Formulierung ſeiner Forderungen bezüglich der Teſchener Frage Schritt für 
Schritt dem jeweiligen Stande der deutſchen Forderungen in der ſudetendeutſchen Frage 
anpaßte. Das brachte der „Expreß Poranny“ mit folgenden Worten zum Ausdruck: „Als 
von Autonomie in der Tſchecho⸗Slowakei die Rede war, ſtellten wir kategoriſch feſt, 
daß ſie allen Nationalitäten zuerkannt werden müſſe, die ſie verlangen. Als dieſe 
Löſung ausgeſchaltet und die Forderung nach Selbſtbeſtimmung erhoben wurde, 
war es klar, daß nicht nur unter den Deutſchen, ſondern auch unter den Polen eine 
Volksabſtimmung ſtattfinden müſſe. Jetzt, wo auch die Volksabſtimmung unaktuell 
geworden iſt und man den Grundſatz der Abtrennung der Gebiete mit nichktſchechiſcher 
Mehrheit aufgeſtellt hat, muß dieſer Grundſatz auf alle derartige Gebiete angewandt 
werden.“ 

Polniſcherſeits wurde alſo die politiſche Gleichberechtigung für die 
von Polen befiedelten Gebiete der Tſchecho-Slowakei mit den 
ſudetendeutſchen Gebieten verlangt. Die Weſtmächte aber trugen Be: 
denken, dieſen Gleichberechtigungsanſpruch anzuerkennen. Das kam in einer vom War: 
ſchauer Außenminiſterium veröffentlichten Erklärung zum Ausdruck, in der es 
u. a. hieß: „Mit Bedauern iſt feſtzuſtellen, daß in den Vorſchlägen, die nach den Londoner 
Beratungen Frankreichs und Englands am 18. September gemacht wurden, das Problem 
der polniſchen Forderungen nicht die ihm gebührende Berückſichtigung erfahren hat. Man 
iſt in einer Weiſe vorgegangen, welche an die unglückſeligen Uleberlieferungen früherer 
Interventionen in der polnifchstfchechifchen Frage erinnert.“ Die Weſtmächte 
wünſchten, indem ſie der polniſchen Forderung ihre Anerkennung verſagten, eine 
weitere e Lage und eine über die Abtrennung 
der ſudetendeutſchen Gebiete hinausgehende Schwächung der 
Tſchecho-Slowakei zu vermeiden. Die polniſche Regierung ließ durch ihre 
Botſchafter in Paris und London gegen dieſe Einſtellung Einſpruch erheben In einer an 
die Prager Regierung gerichteten Note wiederholte ſie ihre Forderung, daß der polniſchen 
Bevölkerung in der Tſchecho⸗Slowakei keine ſchlechtere Behandlung als irgendeiner anderen 
Volksgruppe zuteil werden dürfe. Zugleich kündigte fie das im Jahre 1925 mit der 
Tſchecho⸗Slowakei abgeſchloſſene Minderheitenſchutzabkommen mit ſofortiger 
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Wirkung, um jedem Verſuch der Prager Regierung vorzubeugen, die Frage der polnifchen 
Volksgruppe in der Tſchecho⸗Slowakei von der der übrigen Nationalitäten zu trennen 
und fie in einem Schiedsgerichtsverfahren als einfaches Minderheitenproblem, nicht 
aber als ferriforiales Problem zu behandeln. 


Da dieſe Vorſtöße angeſichts der ablehnenden Haltung der Weſtmächte und der Unzu⸗ 
gänglichkeit der Prager Regierung erfolglos verliefen, unternahm die polniſche Regierung 
noch einen anderen Verſuch, ihrer Forderung im Rahmen der Mächtebeſprechungen über 
die tſchechiſche Frage Gehör zu verſchaffen: Sie wandte fi) an den Führer, in der 
Erwartung, mit deſſen Unterſtützung das von den Weſtmächten verweigerte Junktim 
zwifchen der polniſchen und der ſudetendeutſchen Frage erreichen zu können, wobei ſie wohl 
von der Annahme ausging, daß ein ſolches Junktim deutſcherſeits als eine wirkſame 
Unterſtreichung der ſudetendeutſchen Belange begrüßt werden müſſe. Wie ſich die Ver⸗ 
hältniſſe tatſächlich entwickelten, ging ſpäter aus der Sportpalaſtrede des Führers hervor: 
Der Führer ſtellte im Laufe der Beſprechungen mit Chamber⸗ 
lain wohl die Durchführung einer die ganze Tſchecho⸗Slowakei, 
alſo auch das Teſchener Schleſien umfaffenden Volksabſtim⸗ 
mung zur Erwägung. Die Weſtmächte aber wollten aus den bereits 
angedeuteten Gründen von einem ſolchen Plane nichts wiſſen. 
Ein Feſthalten an dem von polniſcher Seite vertretenen Gedanken eines Junk⸗ 
tims hätte angeſichts dieſes Widerſtandes der Weſtmächte nur eine Belaſtung der deutſchen 
Poſition zur Folge gehabt. So war in dem Memorandum der Reichsregierung vom 
23. September zunächſt auch nur von einer Abtretung der ſudetendeutſchen Gebiete, nicht 
aber auch von einer Loslöſung anderer Volkstumsgebiete von der Prager Herrſchaft die 
Rede. Doch nahm ſich das Deutſche Reich, nachdem es gelungen war, die eigenen 
Forderungen in bezug auf das Sudetenland durchzudrücken, auch der von anderer Seite 
an Prag geſtellten Anſprüche an. Bereits in ſeiner Sportpalaſtrede vom 26. September 
gab der Führer zu erkennen, daß er den tſchechiſchen Staat erſt dann zu garantieren 
bereit fei, wenn Prag ſich auch mit den anderen Nationalitäten ſeines der⸗ 
zeitigen Machtbereiches in friedlicher Weiſe auseinander⸗ 
geſetzt haben werde. In dieſem Sinne wurden dann auch in München am 29. Sep⸗ 
tember dem Viermächteabkommen zwei Zuſatzabkommen beigefügt, von 
denen das erſte wie folgt lautet: „Die Regierungschefs der vier Mächte erklären, da ß 
das Problem der polniſchen und ungariſchen Minderheit in der 
Tſchecho-Slowakei, fofern es nicht innerhalb von drei Monaten durch eine 
Vereinbarung unter den betreffenden Regierungen geregelt wird, den Gegenſtand 
einer weiteren Zuſammenkunft der hier anweſenden Regierungs: 
chefs der vier Mächte bilden wird.“ Im zweiten Zuſatzabkommen erklärten 
ſich das Deutſche Reich und Italien bereit, ihrerſeits der Tſchecho⸗Slowakei eine 
Garantie zu geben, ſobald die Frage der polniſchen und ungariſchen 
Minderheiten in der Tſchecho⸗Slowakei geregelt fein wir d. Dem: 
nach war es alſo ſchließlich doch noch zu einer grundſätzlichen Anerkennung auch der 
polniſchen Anſprüche durch die Weſtmächte gekommen. 

Daß eine Anerkennung ſeines Gleichberechtigungsanſpruches von den Weſtmächten 
zunächſt abgelehnt wurde, war für Polen, das mit dem Verſtändnis ſeines franzöſiſchen 
Bundesgenoſſen und mit dem Entgegenkommen ſeines britiſchen Lehrmeiſters gerechnet hatte, 
eine bittere Enttäuſchung. Dieſe machte ſich in heftigen, vor allem gegen Frankreich 
gerichteten Angriffen Luft. Im „Expreß Poranny“ und ein paar anderen Blättern wurde 
ſogar (natürlich ganz unverbindlich!) die Aufkündigung des Bündnisvertrages mit Frank⸗ 
reich in Erwägung gezogen. Angeſichts der durch die Weſtmächte geſchaffenen Situation 
ſah ſich Polen gezwungen, die Durchſetzung feines Anſpruches mit 
anderen Mitteln vorzubereiten. In Kattowitz wurde ein „Kampfausſchuß 
für die Rechte der Polen in der Tſchecho-Slowakei“ ins Leben gerufen. Ein Freikorps 
wurde gegründet. Im Grenzgebiet an der Olſa wurden die Truppen verſtärkt. In dem 
umſtrittenen Gebiet entwickelten ſich heftige Kämpfe zwiſchen polniſchen Aufſtändiſchen und 
den Organen der Prager Regierung. Der „Kurjer Poranny“ verſicherte, keine Macht 
könne „die Verſchmelzung des polniſchen Bodens jenſeits der Olſa mit dem Mutterlande 
verhindern“; der „Expreß Poranny“ erklärte, „Polen verlange nichts Fremdes, aber was 
man ihm geraubt habe, fei es entſchloſſen, um jeden Preis zurückzugewinnen“; und 
die Agentur „Iskra“ kündigte an, daß Polen bereit ſei, den polniſchen Volksgenoſſen 
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noffalls mit Gewalt „den Weg in die Heimat zu ebnen“. Nachdem dann, wie 
erwähnt, zu dieſem kriegeriſchen Vorgehen der Polen dank der deutſchen Initiative die 
grundſätzliche Anerkennung der polniſchen Anſprüche durch die Weſtmächte hinzugetreten 
war, verzweifelte die Prager Regierung an der Möglichkeit eines weiteren Widerſtandes. 
Sie nahm die in einer Note vom 30. September formulierten 
polnifhen Forderungen an und begann am 4. Okkober mit der 
Räumung des Teſchener Gebietes. 


Es iſt wohl angebracht, einige Bemerkungen über den polniſchen Anſpruch auf die von 
Polen beſiedelten Gebietsteile des tſchechiſchen Staates zu machen. Zunächſt muß da 
folgendes feſtgeſtellt werden. Darüber, wieviel Polen es in den frag: 
lichen Gebieten tat ſächlich gibt, gehen die Meinungen weitaus: 
einander. Polniſcherſeits wird die Zahl der Polen im Teſchener Gebiet (und im 
benachbarten Mähriſch⸗Oſtrauer Bezirk) mit 200 000, mitunter auch mit 260 000 an⸗ 
gegeben. Es muß bemerkt werden, daß für dieſe Zahlen keine poſitiven Unterlagen an: 
geführt werden können. Sie müſſen von vornherein wenig glaubwürdig erſcheinen, wenn 
man ſich der äußerſt fragwürdigen Methoden erinnert, deren ſich die polniſche Propaganda 
bei der Schätzung der im Deutſchen Reich lebenden Polen bedient. Bei der letzten Bor⸗ 
kriegsvolkszählung im Jahre 1910 hat es in dem an die Tſchecho⸗Slowakei 
gefallenen Teil des Teſchener Schleſien 145 700 Polen gegeben. Im Gefolge des 
politiſchen Umſturzes hat ſich dieſe Zahl, wie auch von polniſcher Seite zugegeben wird, 
nicht unbeträchtlich vermindert. Vor allem muß feſtgeſtellt werden, daß von den 145 700 
Polen, die 1940 in dem fraglichen Gebiet gezählt worden ſind, etwa 46 000 ihren ſtändigen 
Wohnſitz außerhalb dieſes Gebietes, nämlich in Galizien gehabt haben, daß alſo ein 
Drittel des polniſchen Bevölkerungsteiles nicht zur einheimiſchen Bevölkerung des Teſchener 
Gebietes gehört hat! Bei der erſten Nachkriegsvolkszähkung im Jahre 
1924 find in dem genannten Gebiet noch 69 300 Polen tſchecho⸗ſlowakiſcher Staats: 
angehörigkeit und 17 600 nichtſtaatsangehörige Polen, insgeſamt alſo etwa 86 900 Polen 
feſtgeſtellt worden. Die zweite Nachkriegszählung von 1930 hat im 
Teſchener Gebiet keine weſentliche Verſchiebung ergeben: Es find damals 77 300 
Pole n tſchecho⸗ſlowakiſcher Staatsangehörigkeit und außerdem 6 3 00 nichtſtaatsange⸗ 
börige Polen, zuſammen alfo etwa 8 3 600 Polen feſtgeſtellt worden. Das iſt rund 
ein Viertel der Geſamtbevölkerung des Gebietes. 


Es kommt noch folgendes hinzu: Das polniſche Nationalbewußtſein im 
Teſchener Schleſieniſt eine verhältnismäßig junge Erſcheinung. 
Eine nationalpolniſche Bewegung iſt dort (ebenſo wie eine nationaltſchechiſche Bewegung) 
erſt im Zuſammenhang mit der Induſtrialiſierung des Gebietes um die Mitte des 
vergangenen Jahrhunderts entſtanden. Sie iſt von den damals in großer Zahl aus 
Galizien zuwandernden Polen ins Leben gerufen worden. Dieſe polniſche 
Zuwanderung hat auch nach dem Kriege noch angedauert; fie iſt erſt im Jahre 1929 mit 
dem Einbruch der allgemeinen Wirtſchaftskriſe abgeſtoppt worden. Die alteinge⸗ 
ſeſſene Bevölkerung beſteht aus Slonzaken. Mit dem Polentum, mit 
dem ſie ſeit dem 12. Jahrhundert in keinem ſtaatlichen Zuſammenhang mehr geſtanden 
hat, iſt dieſe Bevölkerung durch kein gemeinſames geſchichtliches Erleben verbunden. Sie 
ſpricht eine Sprache, die in mehrere Ulebergangsdialekte zerfällt, fo daß es unmöglich iſt, 
in dieſem Gebiet eine brauchbare Sprachgrenze zwiſchen Polniſch und Tſchechiſch zu ziehen. 
Die ſlonzakiſche Bevölkerung iſt erſt durch das ſozial revolutionäre und national chauvi⸗ 
niſtiſche polniſche Zuwandererelement aus dem Gleichgewicht ihrer ſtammlichen Beſonder⸗ 
heit aufgeſtört worden. Der volkspolitiſche Einbruch der Polen (und Tſchechen) in das 
Teſchener Schleſien iſt einerſeits auf Koſten des flonzafifchen Elementes, das unter den 
politiſchen Einfluß dieſer beiden volkspolitiſch aggreſſiven Nachbarn geraten iſt, und 
andererſeits auf Koſten des ſeit 700 Jahren im Lande anſäſſigen deutſchen Bevölkerungs⸗ 
elementes gegangen, das feinen früher maßgebenden wirtſchaftlichen und kulturellen Ein⸗ 
fluß auf das ſlonzakiſche Element weitgehend eingebüßt hat. Die Deutſchen bilden 
mit 30 000 bis 40 000 Seelen eine Bevölkerungsſchicht, die es wahrlich nicht 
verdient hat, daß man ſie bei den Betrachtungen über das Schickſal des Teſchener Landes 
einfach unter den Tiſch fallen läßt. Vor allem wenn man folgendes bedenkt: Zwiſchen 
den Deutſchen und Slonzaken hat immer ein freundnachbarliches Verhältnis beſtanden. 
Dieſes iſt auch noch in den Umſturztagen des Jahres 1919 darin zum Ausdruck gekommen, 
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daß damals von diefen beiden Volksgruppen gemeinfam der Gedanke einer Neu⸗ 
tralifierung des Teſchener Schleſien beiderſeits der Olſa propa= 
giert worden iſt, — ein Gedanke, der wegen des damaligen Fehlens jedes aktiven deutſchen 
Machteinſatzes in den oſtmitteleuropäiſchen Territorialfragen allerdings nicht hat realiſiert 
werden können. 


Die Volkszählung von 1921 hat etwa 47 300 Slonzaken verzeichnet. Davon haben 
ſich 21 600 zum Polentum bekannt. Dieſe „polniſchen Slonzaken“ find in der für 1924 
angegebenen Zahl der Polen enthalten. Ohne die Slonzaken hates im Jahre 
1924 im Teſchener Schleſien alſo nur 47700 Polen tſchecho⸗ 
ſlowakiſcher Staatsangehörigkeit gegeben. Bis zum Jahre 1930 
haben ſich die Verhältniſſe hinſichtlich des polniſchen Elementes wie folgt verſchoben: Bei 
dieſer Zählung haben ſich im Teſchener Schleſien 10 700 Slonzaken als Polen bekannt. 
Ohne die Slonzaken hat es damals im Teſchener Schleſien alſo 
66 700 Polen tſchecho⸗ſlowakiſcher Staatsangehörigkeit ge: 
geben. Das polniſche Element ſtellt im Teſchener Gebiet alfo 
eine, z. T. ſehr ſchwache zahlenmäßige Minderheit dar. Es iſt ſehr 
lehrreich, daraufhin eine in der „Gazeta Polſka“ veröffentlichte Karte der Ver⸗ 
breitung des Polentums in dem genannken Gebiet zu prüfen. Auf dieſer Karte iſt lediglich 
ein Streifen auf dem linken Olſaufer als Gebiet mit polniſcher Mehrheit verzeichnet, 
während weiter nach Weſten längs der Oſtrawitza bis zur Oder bei Oderberg das polniſche 
Element unter 20 v. H. der Bevölkerung bleibt. Aber auch in dem als überwiegend 
polniſch gekennzeichneten Gebietsſtreifen, ſo um die Stadt Teſchen herum, erſcheinen auf 
der Karte der „Gazeta Polſka“ einige Stellen, wo die Polen nur eine zahlenmäßige 
Minderheit bilden. Es ſind das die Stellen, wo die deutſche Bevölkerung ſitzt. 
Eine ſehr lehrreiche Ergänzung zu dieſer Karte des polniſchen Regierungsblattes hat 
der „Kurjer Poznanſki“ am 23. September gebracht. Dieſes nationaldemokratiſche Blatt 
hat feſtgeſtellt, daß bei einer Anwendung des engliſch⸗franzöſiſchen 
Planes auf das Teſchener Schleſien, demzufolge nur die Gebiete 
mit einer mindeſten 75prozentigen nichtftſchechiſchen Mehrheit 
ohne Abſtimmung von der Tſchecho-Slowakei abgetreten werden 
ſollten, im ganzen Olſagebiet nur 4 Gemeinden an Polen fallen 
würden. Denn nur in 4 Gemeinden hätten bei den letzten Gemeindewahlen die Polen 
eine Drewiertelmehrheit erhalten. 


Es iſt in Anbetracht dieſer von polniſcher Seite ſelbſt bezeugten Lage der Nationali⸗ 
tätenverhältniſſe nicht ohne weiteres verſtändlich, wie man polniſcherſeits An: 
ſprüche auf ſo große Gebietsteile, wie ſie von der polniſchen Preſſe verſchiedentlich geäußert 
worden ſind, rechtfertigen will. Es ſeien nur einige Beiſpiele erwähnt: Die „Gazeta 
Polſka“ hat, obwohl ſie doch ſelbſt die geringe Zahl der Polen kartenmäßig dargeſtellt 
hat, nicht nur das engere Olſagebiet, ſondern auch das Karwiner 
Kohlenbecken ſowie die Städte Oderberg, Mähriſch⸗Oſtrau, 
Freiſtadt, Jablunkau uſw., alſo wirtſchaftlich, verkehrspolitiſch und ſtrategiſch 
zweifellos ſehr bedeutſame, aber ebenſo zweifellos nicht polniſche Gebiete für Polen ver⸗ 
langt. Noch weiter ſind die „Polſka Zbrojna“, der „Iluſtrowany Kuryer Codzienny“, die 
„Polſka Zachodnia“ und der „Kurjer Poznanſki“ gegangen; fie haben die ihnen „gerecht“ 
dünkende Grenze noch weiter nach Weſten verſchoben und nicht nur die Stadt Mähriſch⸗ 
Dſtrau, ſondern den ganzen Induſtriebezirk bis zur Oder verlangt. 
Wenn polniſcherſeits ſo weitgehende Gebietsforderungen erhoben werden, dann finden ſie 
in den tatſächlichen Nationalitätenverhältniſſen zwar keine 
Stütze; ſie gründen ſich aber auf die Hoffnung, daß ſich angeſichts des tſchechiſchen 
Zuſammenbruchs und der ſchlechten Erfahrungen mit der tſchechiſchen Herrſchaft auch 
die nichtpolniſchen Bevölkerungsteile bei einer Abſtimmung 
für Polen als das zur Zeit kleinere Uebel ausſprechen 

werden. In einem völkiſchen Miſchgebiet, in dem Deutſche, Polen, Tſchechen und 
Slonzaken nebeneinander ſtehen, kann eine Volksabſtimmung, die unter der Parole: 
„Polen oder Tſchecho-Slowakei“ durchgeführt wird, kein Bild der nationalen 
Zugehörigkeit der Bevölkerung ergeben. Uebrigens iſt es intereſſant, zu beob⸗ 
achten, wie von einem Teil der polniſchen Preſſe die Vertretung polniſcher Gebiets⸗ 
anſprüche unter Berufung auf das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker als eine für Polen 
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nicht ungefährliche Methode abgelehnt worden ift. So hat der „Kurjer Polſki“ unter 
deutlicher Anſpielung auf die über 6 Millionen Ufrainer in Polen der nicht unberechtigten 
Befürchtung Ausdruck gegeben, daß das Selbſtbeſtimmungsrecht, das von Polen jetzt für 
das Teſchener Schleſien gefordert werde, eine Waffe ſei, die ſich einmal gegen Polen ſelbſt 
wenden könne. Das Blatt iſt alſo der Meinung geweſen, daß es für einen, der im Glas: 
haus ſitzt, nicht ratſam iſt, mit Steinen zu werfen. 


Gelbſibeſtimmung für die Karpathenukraine 


Der „Ukrainian Preß Service“ in Neupork hat in dieſen Tagen in deutſcher 
Sprache eine Schrift unter dem Titel „Farpathen-Ukraine“ (57 Seiten) heraus: 
gebracht, in der das wirtſchaftsgeographiſche und ſoziale Bild und die ſtrategiſche Lage der 
Karpathenukraine ſowie die Forderung der Karpathenukraine nach Selbſtbeſtimmung be: 
handelt werden. Die Schrift iſt gerade im gegenwürtigen Augenblick ſehr aktuell, da mit 
der Ausgliederung der nichttſchechiſchen Gebiete aus dem Prager Machtſyſtem auch für die 
Karpathenukraine der Augenblick einer Neuordnung gekommen ſcheint. Feſt ſteht, daß die 
Karpathenukraine in ihrer gegenwärtigen, von den Tſchechen geſchaffenen Lage ein unge⸗ 
löſtes Problem darſtellt. In welcher Weiſe es gelöft wird, iſt eine Frage, die vor: 
ausſichtlich binnen kurzem beantwortet werden wird. Daß in einem ſolchen Augenblick die 
Ukrainer ſelbſt, die dieſe Frage ja in allererſter Linie intereffiert, mit ihren Plänen und Forde⸗ 
rungen auf den Plan treten, iſt nur verſtändlich. Ebenſo natürlich iſt es, daß die Haupt⸗ 
forderung, die ſie zu ſtellen haben, die iſt, daß die Karpathenukraine nicht zu einem Objekt 
der anderen Mächte gemacht werde. Man kann den in der genannten Schrift geäußerten 
Gedanken nicht grundſätzlich ablehnen, daß es eine Forderung der Gerechtigkeit 
ift, daß einem Volk von über 40 Millionen, deſſen Volksboden heute unter 
vier Staaten, die Sowjetunion, Polen, Rumänien und die Tſchecho⸗Slowakei, aufgeteilt iſt, 
eine ſtaatliche Heimſtätte und eine Zelle eigener Staatlichkeit 
gegeben wir d. Im Folgenden ſei aus der Schrift ein Ausſchnitt, in dem zu dieſer Forde⸗ 
rung Stellung genommen wird, wiedergegeben, ohne daß zu der Frage der Kräfte, die hinter 
dieſer Forderung ſtehen und für ihre Realiſierung eingeſetzt werden können, Stellung ge: 
nommen werden ſoll. 


Die Karpathenukraine iſt jetzt ſehr wachſam geworden. Die weiten Kreiſe der national⸗ 
bewußten Karpathenukrainer, durch bittere Erfahrungen belehrt, verfolgen aufmerkſam 
das Spiel der Agenturen fremder Mächte in der Karpathenukraine, die bereit wären, 
ungariſchen oder polniſchen Bajonetten ihr Land zu öffnen und ihren Brüdern, anſtatt 
der tſchechiſchen, andere neue Ketten anzulegen.. Die Karpathenukrainer 
ſind ſich heute bewußt, daß das politiſche Problem der Karpa— 
thenukraine nicht von den gemeinſamen Idealen und dem 
Streben der 45 Millionen zählenden ukrainiſchen Nation los⸗ 
gelöſt werden kann. Die Zukunft der Karpathenukrainer liegt im Rahmen der 
Zukunft der ganzen IIkraine. Jetzt heißt es alſo, ſich in die weitgezogene Front der all⸗ 
ukrainiſchen Befreiungsaktion einzureihen und ſich reſtlos für den Kampf um die Freiheit 
einzuſetzen. 

Fürs erſte wurde die Schaffung einer eigenen politiſchen Macht ins 
Auge gefaßt, und zwar als Gegengewicht gegen die in der Karpathenukraine wirkenden 
Agenturen von Prag, Moskau, Budapeſt und Warſchau. Dieſen Agenten iſt der ent⸗ 
ſchiedenſte Kampf angekündigt worden im Namen der eigenen großen und hinreißenden 
Idee, im Namen der revolutionären Ideale, die zum Kampf für einen ſelbſtändigen all- 
ukrainiſchen Staat aufrufen, die über alles Alltägliche hinweggehen und das erhabene 
Gefühl einer hohen, heute zu erfüllenden Sendung den Menſchen verleihen. Das 
nationale Selbſtbewußtſein der Karpathenukrainer ſiſt ſeit dem 
Krieg und hauptſächlich ſeit den Jahren 1929/30 ungemein ſtark 
gewachſen. In der Karpathenukraine iſt die Tradition ihrer „Volksradas“ und der 
allgemeinen Volksabſtimmungen von 1918/19 lebendig, die Tradition der bewaffneten 
Aktion, und es ſind auch ſolche revolutionären Taten aufzuweiſen, wie z. B. der ſymboliſche 
Schuß auf den Renegatenführer der Karpathenukraine, Sſabo v, der von dem Studen— 
ten Tazynezj im Jahre 1930 abgefeuert wurde. Sie hat, von 1929 an, große 
nationale Bauern-, Jugend» und Studentenkundgebungen und in den letzten Jahren 
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organiſatoriſch immer bedeutendere Erfolge aufzumeifen, die heute der Karpathenukraine 
das Gefühl ihrer eigenen Kraft verleihen. . . 

Früher oder ſpäter wird die Lage ſich völlig verändern. Die Karpathenukraine denkt 
nicht daran, ſich paſſiv zu verhalten, bis ſich die Situation zu ihrem Schaden und nicht zu 
ihren Gunſten verändert hat. Keinesfalls kann ſie zugeben, daß Prag auf ihre Koſten 
fein Schäfchen ins Trockene bringt... Die Karpathenukraine behauptet ebenfalls ihren 
Platz in der antitſchechiſchen Front neben den anderen Nationen der Tſchecho⸗ 
Slowakei. Und das nicht nur aus Sympathie für dieſe Nationen, ſondern vor allem 
aus den Lebensintereſſen dieſes Landes heraus. Wenn die Karpathenukraine heute nicht 
begonnen hätte, ihren eigenen nationalen Willen energifh zu demonſtrieren, ſo könnte fie 
in der nächſten Zukunft leicht ungariſch⸗polniſchen Kombinationen 
zum Opfer fallen oder aber auch alle Ausſichten auf eine wirkliche Autonomie und 
dazu ſogar das, was ſie heute beſitzt, verlieren. Denn wenn die Tſchechen z. B. nur das 
ſudetendeutſche Land verlieren, fo wird die Karpathenukraine für fie von doppelter Wich⸗ 
tigkeit werden. Allen dieſen fremden Tendenzen entgegen aber ſtellt ſich die Karpathen⸗ 
ukraine folgende Aufgaben: Sie übernimmtdie große, hiſtoriſch wichtige 
Sendung, ein Ausgangspunkt der ukrainiſchen Staatlichkeit 
zu werden! Hier ſoll die große nationale Aktion der Hilfe für 
die Oſtukrainer in ihrem Kampf mif dem Bolſchewismus ihren 
Stützpunkt finden! 

Dieſe Idee iſt von ſolcher Größe, von ſolcher Höhe und Kraft, daß ſie in mächtigem 
Anlauf viele Tauſende neuer aktiver Kämpfer mitreißt und die verblendeten Gegner der 
nationalen Idee, die ſich von den tſchechiſchen Verſprechungen betören ließen, zerſchmettert. 
Die Frage des Sudetendeutſchtums iſt in ihrem Endergebnis gelöſt: die Sudetendeutſchen 
werden ins Reich heimkehren. .. Dieſer Tag wird die ganze Tſchecho⸗Slowakei auf: 
rütteln und den tſchechiſchen nationalen Gedanken vor eine hiſtoriſch wichtige Entſcheidung 
ſtellen. In dieſem entſcheidenden Augenblick wird auch die Karpathenukraine mit ihren 
Zielen vortreten und für dieſe aktiv eintreten. Statt der heutigen Tſchecho⸗ 
Slowakei werden dreiganz ſelbſtändige Staaten entſtehen: die 
Tſchechei, die Slowakei und die Karpathenukraine. Wenn Luxem⸗ 
burg, Andorra und Liechtenſtein ſeit längerer Zeit beſtehen, weshalb ſollte ſich ein 
karpathenukrainiſcher Staat — für einige Zeit, bis er ſich mit einem freien Kiew ver⸗ 
einigen kann, — nicht bewähren? Die Tſchechei aber und die Slowakei können dann auch 
weiterhin beſtehen. Die e Staaten, die Tſchechei, die Slowakei und die 
Karpathenukraine, können ein der Lage entſprechendes Verhältnis zu einander eingehen. 
Ihre Unabhängigkeit wird zwiſchenſtaatlich garantiert. Ungarn 
werden die etnographiſchen Streifen der heutigen Tſchecho⸗Slowakei mit vorwiegend unga⸗ 
riſcher Bevölkerung zugute kommen. 

Die durch keine 785 gehemmte ukrainiſche Preſſe in Amerika hat auf 
dieſe Entwicklung ſchon ſeit langem hingewieſen. Sie hat dabei beſonders betont, daß 
jede Löſung des Problems der Karpathenukraineimungariſchen 
oder polniſchen Sinne, d. h. eine neue Okkupation durch einen dieſer Staaten, 
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neue Vergewaltigung der Ukrainer bilden würde. Die Schaffung 
einer gemeinſamen polniſch⸗ungariſchen Grenze würde nicht nur 
eine Störung der Ordnung in Mitteleuropa, fondern vor allem die Bildung eines 
neuen Unruheherdes in den Karpathenländern mit ſich bringen. 
Sie (die ukrainiſche Preſſe in Amerika) erinnert auch daran, daß Polen, wenn es bei 
der Liquidierung der Tſchecho⸗Slowakei für feine dort lebenden etwa 80 000 Landsleute 
Loslöſung oder Autonomie verlangt, bei dieſer Gelegenheit zuerſt einmal feiner 
eigenen vertraglichen Verpflichtungen gegenüber den heute in 
Polen lebenden 7 Millionen Ükrainern nachkommen müffe. 
Eine Löſung des tſchechiſch-ſlowakiſchen Problems auf Grund einer in allen Ländern 
des bisherigen tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates durchgeführten unbeeinflußten Volksab⸗ 
ſtimmung wird den Beginn einer neuen Zeit im Leben der durch die Nachkriegsverträge 
unterdrückten Nationen bedeuten. Und gerade in dem verhältnismäßig kleinen ſüdweſt⸗ 
lichen Siedlungsgebiet der Ukrainer wird die Schaffung eines unabhängigen Staats⸗ 
weſens (und nicht die Ulebergabe dieſes Landes an einen anderen Okkupanten) der beſte 
Beweis für die Achtung vor jedem Volkstum ſein. Die Karpathenukraine ſteht vor ent⸗ 
ſcheidenden Tagen ihrer Geſchichte. Sie hat ihre Pflichten gegenüber der 
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ganzen UÜfraine in dieſer ſchickſalsſchweren Stunde erkannt. Die ſtaatlich gereiften 
Kräfte in den übrigen Teilen der Ukraine werden fie moraäliſch unterſtützen, fo beſonders 
die nationalbewußten ukrainiſchen Emigranten in Amerika. 

Die Karpathenukrainer verlangten jahrelang die Rechte, die von Maſaryk in 
Amerika und vom internationalen Vertrag von Saint Germain gerantiert worden 
ſind, ſowie die Annullierung aller ſpäteren Beſchränkungen dieſer Rechte. Es wurde vor 
allem die Liquidierung jeglicher Tſchechlſierung (Behörden, Schulen uſw.) und 
Hebung der ſozialen Lage der Maſſen durch entſprechende Bodenreformen ver— 
langt. Man war ſtets gegen das Bündnis Prags mit Moskau. Man vergaß 
in der Ulkraine nie die die Worte Maſaryks, die er im Jahre 1920 an den Abgeſandten 
des ſowjetiſchen Roten Kreuzes Gillerſon richtete: „Ich betrachte Karpathenruthenien“, 
fo erklärte Maſaryk wörtlich, „als ein der Tſchecho-Slowakei von Rußland anvertrautes 
Pfand, das wir Rußland bei der erſten ſich bietenden Gelegenheit zurückgeben werden. 
Das erkläre ich ganz offiziell in meiner Eigenſchaft als Präſident der Republik Ich 
ermächtige Sie, Ihrer Regierung in Moskau darüber zu berichten. ..“ Man verlangte 
jahrelang, daß die Tſchechen mit der Begünſtigung der ruſſiſchen Emi⸗ 
granten und der kunſtlich gezüchteten moskophilen Parteien in der Karpathenukraine 
aufhören. Man wartete 18 Jahre, wann endlich der karpathenukrainiſche Sejm zu— 
ſammentreten werde. Die Tſchechen beraubten die autonome Karpathenukraine ihrer 
Domänen und Bergwerke. Die Protegierung der jüdiſchen Schmarotzer 
war ſtändig eine der Hauptaufgaben Prags in der Sarpatbenufraine. Schließlich wurde 
eine jo wichtige Angelegenheit, wie der Anſchluß des ukrainiſchen Territo⸗ 
riums in der heutigen Slowakei an die Karpathenukraine nicht 
geregelt. 

Wenn die Tſchechen der Karpathenukraine keine Rechte einräumen wollten, ſolange 
dieſe Forderungen minimal waren, ſo iſt es ihre Schuld, wenn jetzt der Kampf um die 
Selbſtbeſtimmung der Karpathenukraine geführt wird. Die Karpathenukraine wird alles 
daranſetzen, fie wird vor dem „Zorn“ der „ſlawiſchen Brüder“, der Tſchechen und Glo: 
waken, nicht zurückſchrecken. Die Karpathenukraine wird bald ſo viel politiſche Energie 
zu entfalten wiſſen, daß Prag und die ganze Welt gezwungen ſein werden, ſie zu 
reſpektieren. Mit Deklarationen, Reſolutionen und Zeitungsartikeln iſt nicht viel erreicht. 
Jetzt iſt es an der Zeit, andere Maßnahmen zu ergreifen. Ausſicht auf Erfolg haben jetzt 
nur die eigene Kraft, die Tat und das entſcheidende Wort der Maſſen. Die Kar pa— 
thenukraine kämpft um das Selbſtbeſtimmungsrecht für ſich! 
Hinter ihr ſteht in dieſem Kampf geſchloſſen das ganze ufrai- 
niſche Volk! 


Die Verelendung Gudetendeutſchlands 


Die Befreiung des ſudetendeucſchen Gebiets von der Prager Gewaltherrſchaft wird auch 
den ſeit zwanzig Jahren mit Erbitterung geführten Kampf des Sudetendeutſchtums um 
feine wirtſchaftliche Subſtanz abſchließen und der ſyſtematiſchen Ausbeutung der fudeten- 
deutſchen Wirtſchaft ein Ende bereiten. Die Einengung des deutſchen Lebens⸗ 
raum inder tſchecho-⸗ſlowakiſchen Republik iſt bis zur Unerträg⸗ 
lichkeit und höchſten Gefahr angewachſen, und Not und Unterdrückung 
der werktätigen Bevölkerung des Sudetenraums haben einen Grad erreicht, von dem ſich 
der Abſeitsſtehende keine Vorſtellung machen kann. Nur ſpärlich ſind die verzweifelten 
Hilferufe der von chroniſcher Maſſenarbeitsloſigkeit heimgeſuchten ſudetendeutſchen Gebiete 
in der Welt vernommen worden. Die führenden Kreiſe der weſtlichen „Demokratien“ 
haben ihren Völkern die Wahrheit über das grauenvolle Elend, das mit der tſchechiſchen 
Fremdherrſchaft über die ſudetendeutſchen Gebiete hereinbrach, ſyſtematiſch verſchwiegen. 
Nicht nur das! Sie haben dieſer Verelendung ſelber nach Kräften Vorſchub geleijtet; 
ſie haben Prag die finanziellen Mittel zur Verfügung geſtellt, deren es zur Durchführung 
feiner zerſtörenden Wirtſchaftspolitik in den ſudetendeutſchen Gebieten bedurfte! Sie 
haben ſich moraliſch zu Mitſchuldigen und wirtſchaftlich zu 
Intereſſenten am Elend der Sudetendeutſchen gemacht. 
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Der Ausſpruch des früheren tſchechiſchen Handelsminiſters Stranſky: „Es gilt, 
den Vorſprung, den die deutſche Wirtſchaft in der Republik der tſchechiſchen Wirtſchaft 
gegenüber beſitzt, auszugleichen!“ iſt noch in friſcher Erinnerung. Unvergeſſen bleibt auch 
die Auslaſſung des erſten tſchechiſchen Finanzminiſters, der ſeinerzeit nicht umſonſt erklärt 
hat: „Unſere Induſtrie wird nicht zugrunde gehen — nur eine Anzahl Induſtrieller!“ 
Es iſt längſt klar, daß er damit die ſudetendeutſchen Induſtriellen gemeint hat. 
Seit 20 Jahren hat nicht eine einzige Prager Regierung den Weitblick aufgebracht, die 
ſudetendeutſchen Produktionskräfte im Rahmen einer konſtruktiven Aufbaupolitik ent⸗ 
ſprechend auszuwerten. Obwohl das fiskale Intereffe eindringlich für eine Beſeiti⸗ 
gung der Dauerdepreſſion im Sudetenland ſprach, (dieſes Land iſt noch bis in die jüngſte 
Zeit die ergiebigſte Stuerquelle geweſen!), wurde von verantwortlicher tſchechiſcher Seite 
mit geheucheltem Bedauern die unſinnige Behauptung aufgeſtellt, das ſudetendeutſche 
Induſtriegebiet fei „überdimenſioniert“ und müſſe „bereinigt“ werden, — je eher um fo 
beſſer. Hinter dieſer wirtſchaftsſchädlichen Hypotheſe ſtand aber nichts anderes, als der 
politiſche Wille, das Sudetendeutſchtum durch ein kalt berechnetes Syſtem 
von Diskriminierung aus dem Produktionsprozeß auszu⸗ 
ſchalten und die durch wirtſchaftliches Elend und hoffnungsloſe 
Erwerbsloſigkeit mürbe gemachten Menſchen zur Aufgabe ihres 
Volkstums oder zum Verlaſſen des Landes zu zwingen. Dieſem 
rein politiſchen Wirtſchaftsdenken lag die Auffaſſung zugrunde, daß es die „vornehmſte 
Aufgabe“ der tſchechiſchen Wirtſchaftspolitik ſei, die im Sudetenland aufgehäufte Wirt⸗ 
ſchaftsſubſtanz neu zu verteilen. Dieſe „Neuverteilung“ wurde z. B. durch zweck 
bewußte Standortverlegungen von Induſtriebetrieben in die Wirk⸗ 
lichkeit umgeſetzt, in der Regel dadurch, daß im Sudetengebiet arbeitende Fabriken ftill- 
gelegt und abgebrochen und neue Induſtriebauten im Innern des Landes, im tſchechiſchen 
Siedlungsgebiet aufgeführt wurden, mit dem Ergebnis, das alljährlich Zehntauſende 
deutſcher Arbeiter und Angeſtellten brotlos wurden und ihrem Schickſal einfach überlaſſen 
wurden, während bei ähnlichen Maßnahmen in den von tſchechiſcher Bevölkerung 
befiedelten Landſtrichen Vorſorge getroffen wurde, daß den freigewordenen tfchechifchen 
Arbeitskräften ſogleich andere Arbeitsplätze zugewieſen wurden. Die Schächung der 
ſudetendeutſchen Induſtrieſtellung auf dem Wege der Stand⸗ 
ortverlegung und Entnationaliſerung der einzelnen Erzeu⸗ 
gungszweige erfolgte (was vermerkt zu werden verdient) mit ausgiebiger 
Kapitalhilfe des Auslandes. Ohne dieſe wäre die kapitalarme Tſchecho⸗ 
Slowakei nicht in der Lage geweſen, dieſen koſtſpieligen und un produktiven 
Induſtrieumbau in fo großem Umfange und mit ſolcher Schnelligkeit durchzuführen. 

Am ſtärkſten von dieſen Maßnahmen betroffen wurden die 
deutſche Ur produktion und die Schwer induſtrie. Daß die unmittelbare 
Kriegsinduſtrie gleich in den erſten Nachkriegsjahren in tſchechiſche oder franzöſiſche Hände 
hinüberwechſelte, darf nicht weiter wundernehmen. Aber auch zahlreiche andere Induſtrie⸗ 
zweige, ſoweit ſie irgendwie als Belieferer von Kriegswerkſtätten in Betracht kamen, wie 
Erz: und Kohlengruben, Hütten, Stahl⸗, Waggon-, Maſchinen⸗ 
fabriken und ſonſtige metallverarbeitenden Betriebe unterlagen der „Nationaliſie⸗ 
rung“. Beiſpielsweiſe war die Verlegung der Rothau-Neudecker Eiſen⸗ 
werke nach Karlshütte, für die abſolut keine zwingenden Gründe wirtſchaftlicher 
Art vorlagen, gleichbedeutend mit der dauernden Verelendung von fauſenden deutſcher 
Arbeiterfamilien im weſtlichen Erzgebirge. Um ſich ein ungefähres Bild von dem Umfang 
dieſer Induſtrieverlagerungen zu machen, mag angeführt werden, daß allein im 
Juli 1938 2300 deutſche Arbeiter durch die Verlegung der. 
Thereſientaler Kunſtſeidenfabrik, der Tertil⸗Compagnie, der 
Neſtowitzer Zuckerraffinerie und der Maſchinenfabrik in Böb- 
miſch⸗Krumau in die Nähe von Prag ihre Arbeitsſtätten verloren. 
Einen herben Schlag hatte die deutſche Arbeiterbevölkerung in Krumau kurz vorher ſchon 
durch die Stillegung der dortigen Papterfabrif Spiro und deren Verlegung 
nach Prag erlitten. Damit aber nicht etwa ſudetendeutſche Initiative die leer ges 
wordenen Fabrikhallen zur Einrichtung neuer Gewerbe ausnutzten, verkaufte man ſie 
entweder auf Abbruch oder baute ſie zu notdürftigen Wohnungen und Lagerräumen um. 
So hinterließ überall, wo deutſcher Fleiß in mühevollem, generationenlangem Wirken 
Werkſtätten und Wohlſtand geſchaffen hatte, der politiſche Vernichtungswille der Tſchechen 
tiefe Spuren in der bodenſtändigen Wirtſchaft des Sudetenlandes. 
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Unterſtützt wurde das Zerſtörungswerk durch einen ſyſtematiſchen Boykott 
ſudetendeutſcher Erzeugniſſe, der von chauviniſtiſchen tſchechiſchen Ver: 
bänden organiſiert und radikal durchgeführt wurde. Jeder Käufer deutſcher Waren wurde 
von dieſen die öffentliche Meinung beherrſchenden Verbänden zum „Staatsverräter“ 
geſtempelt. Die Vergebung ſtaatlicher und kommunaler Aufträge 
wurde davon abhängig gemacht, daß ſich das um ſolche Lieferungen bemühende Unter: 
nehmen ganz oder maßgebend in tſchechiſchem Beſitz oder unter tſchechiſcher Kontrolle 
befand oder, wo das noch nicht der Fall war, tſchechiſche Arbeiter einſtellte und deutſche 
Arbeiter entließ. Wie ſich alle dieſe wirtſchaftlichen Benachteiligungen und Schädigungen 
der ſudetendeutſchen Wirtſchaft auswirkten, dafür zeugen auch Berichte fremder Beob⸗ 
achter, die, leider ſehr verſpätet, in der Preſſe des Auslandes erſchienen. So wies im 
Amſterdamer „Dagblad“ ein ſeit 25 Jahren in Reichenberg anſäſſiger Holländer auf die 
jahrzehntelange wirtſchaftliche Unterdrückung der Sudetendeutſchen durch tſchechiſche Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen hin. Die tſchechiſche Regierung habe bewußt in all den Jahren — 
fo heißt es in dieſem Bericht — nichts zur Behebung der Arbeitsloſigkeit und der furcht⸗ 
baren ſozialen Not im ſudetendeutſchen Gebiete getan. Es ſei eine noch nicht genügend 
bekannte Tatſache, daß faſt alle deutſchen Arbeiterkinder in der 
tſchecho⸗ſlowakiſchen Republik unterernährt ſeien. In dieſem Zu⸗ 
1 wurde vom „Dagblad“ ein in ſeinem Zynismus geradezu unerreichter Aus⸗ 
ſpruch des Generalſekretärs des Tſchechiſchen Roten Kreuzes angeführt: Als die Schwedin 
Frau Profeſſor Linder, die im Jahre 1936 die ſoziale Lage des Sudetendeutſchtums an 
Ort und Stelle unterſuchte, dieſen tſchechiſchen Vertreter auf das furchtbare Elend im 
ſudetendeutſchen Gebiet hinwies, hatte dieſer die Stirn zu entgegnen: „Hiergegen iſt nichts 
zu machen! Die Tſchecho-Slowakei ift ein kleines Land und kann 
daher nicht alle ſeine Einwohner ernähren. Wenn man allen 
helfen wollte, würde das ganze Land verarmen. Ein Teil der 
Bevölkerung muß daher verhungern, damit die Mehrheit am 
Leben bleibt“. Unter ſolchen Umſtänden, ſo ſchloß der Bericht des Amſterdamer 
Blattes, dürfe es niemanden mehr wundernehmen, wenn heute im ganzen Sudetendeutſch⸗ 
land nur ein Ruf ertönt: Wir wollen heim ins Reich!“ 

Als die Weſtmächte nach dem Kriege den tſchechiſchen Machthabern aus der zer⸗ 
krümmerten öſterreichiſchen Monarchie ein Land übergaben, reich an Bodenſchätzen aller 
Art, dicht mit blühenden Städten und Dörfern beſetzt, von zahlreichen Straßen und Eiſen⸗ 
bahnen durchzogen und mit einer hochſtehenden Land- und Forſtwirtſchaft ausgeſtatttet, da 
übernahmen ſie zugleich auch die ſittliche und moraliſche Pflicht, dieſes Land und ſeine 
deutſchen Menſchen vor dem tſchechiſchen Machtrauſch und Machtwahn zu ſchützen. Es 
wäre ihnen ein Leichtes geweſen, ein vernünftiges Verhalten des tſchechiſchen Staates 
gegenüber den ihnen zum Geſchenk dargebrachten fremden Landesteilen mit nichttſchechiſcher 
Bevölkerung durch Kreditreſtriktionen zu erzwingen. Denn dieſes neue, 
unnatürliche Staatengebilde war weiteſtgehend auf internationale Kapitalhilfe angewieſen. 
Niemals indeſſen wurde von den großen weſtlichen „Demokratien“ ein Druck in dieſer 
Richtung ausgeübt. Im Gegenteil: Daß Frankreich an der finanziellen Stützung des 
Prager Syſtems in ſtarkem Maße mitwirkte, iſt hinlänglich bekannt. Weniger be⸗ 
kannt iſt dagegen, in welchem Umfange engliſches Kapital durch 
Gewährung von Zweckanleihen ſich zum Mitſchuldigen an der 
Heraufbeſchwörung der derzeitigen Zuſtände machte. Schon in den 
erſten Jahren nach dem Weltkrieg bevorzugte der Londoner Anleihemarkt aus politiſchen 
Gründen die von den Alliierten geſchaffenen Nachfolgeſtaaten der Donaumonarchie, dar: 
unter vor allem die Tſchecho⸗Slowakei. Die erſte engliſche Stützungsanleihe 
erhielt dieſer Staat in zwei Emiſſionen von 3,3 und 2,05 Millionen Pfund im Jahre 
1922. Dieſe Anleihe iſt bei einer Verzinſung von 8 v. H. bis 1952 rückzahlbar; gegen⸗ 
wärtig befinden ſich noch 4,16 Millionen Pfund von dieſer Anleihe im Umlauf. Aus der 
Hingabe einer anderen engliſchen Anleihe, der ſogenannten „Reparriierungs-⸗ 
ſchuld“ ſtehen England weitere 400 000 Pfund zu. Im Jahre 1922 erhielt auch die 
Stadt Prag eine engliſche Anleihe in Höhe von 1,5 Millionen Pfund, die ebenfalls 
erſt teilweiſe amortiſiert iſt. Bedeutende engliſche Mittel floſſen ferner der tſchechiſchen 
Schwerinduſtrie und Zuckerwirtſchaft zu. Die Skoda-Werke 
erhielten allein drei Anleihen, und zwar einen langfriſtigen Kredit von 1 Million Pfund 
durch die „British and Allied Inveftment Corporation“ im Jahre 1923, einen weiteren 
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Kredit in Höhe von 1,5 Millionen Pfund von der gleichen Finanzierungsgeſellſchaft im 
Jahre 1926, ſowie eine dritte Anleihe von 5 Millionen Pfund im Jahre 1930 durch ein 
engliſch⸗franzöſiſches Konſortium, wobei die Hälfte der Summe auf die engliſche Tranche 
entfiel. Im letzten Jahresfünft machte die Durchdringung der 
tſchechiſchen Induſtrie mit engliſchem Kapital weitere Fort⸗ 
ſchritte. Mit engliſch⸗jüdiſchem Kapital wurde ein Großteil der 
deutſchen Induſtrieunter nehmungen ausgekauft und im tſchechi⸗ 
ſchen bzw. in nationalgemiſchten Beſitz übergeführt. Die genaue 
Höhe der zweifellos ſehr bedeutenden engliſchen Kapitalinveſtitionen in der Tſchecho⸗ 
Slowakei wird der Oeffentlichkeit aus beſtimmten Gründen nicht bekannt gegeben; ſie läßt 
fi) auch auf dem Umwege über die tſchecho⸗ſlowakiſche Zahlungsbilanz nicht errechnen, 
weil letztere eine ländermäßige Aufgliederung des Schuldendienſtes nicht kennt. 

Bekannt iſt lediglich, daß der tſchechiſche Auslandsſchuldendienſt 
jährlich etwa 475 Millionen Ke. ausmacht, wovon auf Staat und Selbſt⸗ 
verwaltung 50 Millionen Ke. entfallen. Daß faſt der ganze Betrag für Zinszahlungen 
und Amortiſationen nach England und Frankreich transferiert wird, dürfte keine Fehl⸗ 
annahme fein. Die enge kapitalmäßige Verbundenheit der Tſchecho⸗Slowakei mit England 
geht daneben auch aus den tſchechiſchen Währungsmanipulationen der letzten Jahre her⸗ 
vor. Sie bezweckten eine Annäherung der tſchechiſchen Krone an das 
engliſche Pfund, die eine der Vorausſetzungen für die Intenſi⸗ 
vierung der engliſch⸗tſchechiſchen Wirtſchaftsbeziehungen bildete. 
Zu einem direkten Anſchluß der Tſchecho⸗Slowakei an den Sterlingblock kam es zwar 
nicht, doch ſtand die letzte Abwertung der Tſchechenkrone im Oktober 1936 in unmittel⸗ 
barem Zuſammenhang mit dem ſeinerzeit ſo laut manifeſtierten Abſchluß des engliſch⸗ 
amerikaniſch⸗franzöſiſchen Währungsabkommens. Aehnlich wie nach dem Anſchluß der 
Oſtmark drücken auch jetzt wieder die engliſchen Finanzkreiſe ſchwere Sorgen, von wem 
und auf welche Weiſe die Rückzahlung der politiſchen Anleihe aus einer 
amputierten Tſchecho⸗Slowakei bewirkt würden, wo gleichzeitig fo entſchiedene Wiedergut⸗ 
machungsforderungen des Sudetendeutſchtums für die erlittenen Schäden geſtellt werden. 

Die Wiedergutmachungsforderung der Sudetendeutſchen erſtreckt ſich naturgemäß auch 
auf die tſchechiſche Enteignungspolitik gegenüber ſudetendeutſchem Land: 
befiß. Schon am 16. April 1919 wurde durch das tſchechiſche Geſetz über die Boden⸗ 
beſchlagnahme der umfaſſende Raub deutſchen Agrar- und Waldbeſitzes eingeleitet. Im 
ſudetendeutſchen Grenzgebiet wurden nicht weniger als 750 000 
Hektar deutſchen Bodens enteignet. Soweit es ſich um Forſten handelte, 
ging er in tſchechiſchen Staatsbeſitz über; äuf dem deutſchen Ackerland wurden tſchechiſche 
Koloniſten angeſetzt. Zu Zehntauſenden verloren auf dieſe Weiſe deutſche Angeſtellte und 
Arbeiter der Güter und Waldreviere ihre Exiſtenz, und an ihre Stelle zogen Tſchechen in 
unaufhaltbarem Strom in das deutſche Siedlungsgebiet ein, von Beamten, Lehrern, 
Polizei, Handwerkern und Geſinde begleitet. Die Zuwanderung von Tſchechen 
in ſudetendeutſches Gebiet ſeit 1948 kann auf etwa 130 000 Köpfe veranſchlagt 
werden. Nunmehr hat die Maſſenabwanderung der tſchechiſchen Eindringlinge 
und der tſchechiſchen Wirtſchaftsunternehmen aus dem ſudetendeutſchen Gebiet nach dem 
Innern des Landes eingeſetzt. Der Umfang dieſer Abwanderung läßt ſich noch nicht 
abſehen. Sie zielt aber bewußt darauf ab, noch rechtzeitig Kapitalien und 
Wirtſchaftsein richtungen aus dem deutſchen Gebiet herauszuziehen und in das 
kſchechiſche Innere zu ſchaffen. Die wenig kriſenfeſten ſudetendeutſchen Gebiete können eine 
ſolche tſchechiſche Exploitierung nicht länger ertragen. Der dringende Ruf der 35 Milli⸗ 
onen Sudetendeutſchen: „Heim ins Reich!“ ift daher nicht nur ein politiſcher, fordern 
ebenſo ſehr ein wirtſchaftlicher Notſchrei geweſen. 


Ob wir leben oder ſterben iſt Nebenſache. Daß 
die nach uns Kommenden beſſere Zeiten finden 
— das iſt unſere Aufgabe und unſere Sendung. 
Konrad Henlein 
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Die iſchecho⸗ſlowakiſche Armee 


Die tſchecho⸗ſlowakiſche Armee hat aufgehört zu beſtehen. Sie iſt bei der erſten Be⸗ 
laſtungsprobe, der ſie ausgeſetzt wurde, auseinandergefallen. Sie iſt an der völki⸗ 
ſchen Buntſcheckigkeit des Staates, zu deſſen Verteidigung fie beſtimmt 
war, zugrundegegangen. Ein Vergleich mit der k. u. k. Armee liegt nahe, iſt 
aber völlig verfehlt. Zwar haben auch in den Reihen der k. u. k. Armee die verſchiedenſten 
Völker geſtanden, zwiſchen denen z. T. eine offene politiſche Feindſchaft beſtand. Doch 
hat es in dieſer Armee zwei Momente gegeben, durch die ſie ſich grundſätzlich von ihrer 
tſchecho⸗ſlowakiſchen „Nachfolgerin“ unkerſchied. 1. Die k. u. k. Armee hat auf eine 
mehrhundertjährige ehrenvolle Tradition zurückblicken können. Der 
tichechosflomafifchen Armee aber hat dieſe für den Kampfgeiſt der Truppe wichtige Grund⸗ 
lage gefehlt. Ihre Schöpfer haben zwar aus den Abenteuern der ffchechifchen Legio⸗ 
näre dieſe fehlende Tradition zu konſtruieren verſucht; aber ſie ſind bei dieſem Verſuch 
an der militäriſchen Kläglichkeit und an der moraliſchen Minderwertigkeit ihres Objektes 
geſcheitert. Es kommt hinzu, daß dieſe Armee bei der erſten Bewährungsprobe, die ſie im 
Jahre 1949 im Kriege mit Ungarn abzulegen hatte, völlig verſagt hat. Nicht die 
tſchechiſche Armee, die krotz italieniſch⸗franzöſiſcher Führung vor der ungariſchen Dffenfive 
zerſtob, ſondern der Machtſpruch der Weſtmächte, dem ſich das kämpfende Ungarn beugen 
mußte, hat damals die Slowakei und die Karpathenukraine für die Tſchechen gerettet. 
2. Das Rückgrat der k. u. k. Armee haben die Deutſchen der Alpen- und 
Sudetenländer gebildet, die ihre ſoldatiſche Eignung und ihre wehrhafte Geſinnung 
durch die unerhört ſchweren Blutopfer, die ſie im Weltkriege gebracht haben, unter Beweis 
geſtellt und die aus den Angehörigen zwölf verſchiedener Nationen zuſammengeſetzte 
Armee zu Leiſtungen befähigt haben, für die angeſichts der klaffenden völkiſchen Gegen⸗ 
ſätze innerhalb der Doppelmonarchie ſchon längſt jede politiſche Vorausſetzung fehlte. Jur 
Ausübung einer entſprechenden zuſammenhaltenden Kraft ſind die Tſchechen innerhalb der 
kſchecho⸗ſlowakiſchen Armee nicht fähig geweſen. Sie haben in der k. u. k. Armee einſt 
das zerſetzende Element gebildet. Kriegsdienſtverweigerung hat ihnen als 
nationale Tugend gegolten. Sie ſind in Maſſen zum Feind deſertiert. Sie haben jahr⸗ 
zehntelang unter der Wirkung einer negativen Propaganda geſtanden, die darauf abgeſtellt 
war, in ihnen jede wehrhafte Geſinnung zu unterdrücken. Auf dieſe 
Weiſe moraliſch belaſtet, haben ſie dann den Aufbau einer Armee in Angriff genommen, 
in der ſie, die Kriegsdienſtverweigerer von geſtern, das die Staatsraiſon verkörpernde und 
die verſchiedenen Nationalitäten bindende Element darſtellen ſollten. Und es hat ſich, wie 
nicht anders zu erwarten, gezeigt, daß ſich von Deſerteuren aus den Angehörigen ſechs 
verſchiedener Völker keine Armee aufbaren läßt, die ſich im Ernſtfall bewährt, und daß 
die militäriſche Vergangenheit ſolcher Leute allenfalls dazu ausreicht, nach Ausſcheidung 
der Fremdvölkiſchen einen zerſtörenden Bandenkrieg zu organiſieren. 

Die tſchecho⸗ſlowakiſche Armee hat ſich in nationaler Hinſicht wie folgt zuſammengeſetzt: 
5 2 v. H. Tſchechen, 22 v. H. Deutſche, 15 v. H. Slowaken, 5 v. H. 
Madjaren, 4 v. H. Ukrainer und 2 v. H. Polen, Rumänen, Juden, 
Zigeuner ufm. Die Tſchechen haben die ſich aus der völkiſchen Buntſcheckigkeit für die 
Armee ergebenden Gefahren ſehr wohl erkannt und dieſe Gefahren durch verſchiedene 
Mittel nach Möglichkeit zu vermindern verſucht. 

1. Sie haben aus dem Zerfall der k. u. k. Armee gelernt, wie gefährlich es iſt, wenn 
größere Truppeneinheiten ausſchließlich aus den Angehörigen der nationalen Minderheiten 
beſtehen. Das Prinzip der nationalen Miſchung iſt in der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Armee bis in die kleineren Einheiten hinein 
durchgeführt worden. Es hat alſo keine rein deutſchen oder rein ſlowakiſchen 
Kompanien, Batterien oder Schwadronen gegeben, ſondern jeder dieſer Truppenteile hat 
ſich aus einer tſchechiſchen Mehrheit und aus einer Minderheit von Angehörigen anderer 
Völker zuſammengeſetzt. Das hat zwar den Vorteil gehabt, daß es keine von vornherein 
unzuverläſſigen Regimenter gegeben hat, es hat aber auch zur Folge gehabt, daß es keine 
Regimenter gegeben hat, die als hundertprozentig zuverläſſig gelten konnten. Das Prinzip 
der nationalen Miſchung iſt auch inſofern beachtet worden, als die Angehörigen 
der nichttſchechiſchen Völker vorwiegend außerhalb ihrer 
Volkstumsgebieke, alfo die Ukrainer und Slowaken in Böhmen und Mähren, 
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die Deutſchen aber in der Slowakei und Karpathenrußland, in Garniſon gelegt 
worden ſind. 

2. Die Kommandoſtellen haben faſt ausſchließlich in tſchechiſchen Händen gelegen. 
Das Offizierskorps der tſchecho-ſlowakiſchen Armee iſt zu 90 v. H. 
tſchechiſch geweſen. Im Jahre 1936 hat es bei einer Geſamtzahl von etwa 10 000 
aktiven Offizieren nur noch 457 deutſche Offiziere gegeben. Bei dieſen hat es ſich faſt 
ausſchließlich um ältere Offiziere gehandelt, die noch aus der k. u. k. Armee ſtammten und 
deren Zahl ſich von Jahr zu Jahr verringerte. Das ſlowakiſche Element iſt am 
Offizierskorps nur mit etwa 1 v. H. beteiligt geweſen. Im Jahre 1936 hat es unter 
den 149 Generalen der tſchecho⸗ſlowakiſchen Armee nur 1 und unter den 362 Oberſten nur 
2 Slowaken gegeben. Der in der Militärakademie in Weißkirchen, der 
einzigen höheren Militärbildungsanſtalt der Tſchecho⸗Slowakei, ausgebildete Offiziers⸗ 
nachwuchs iſt rein tſchechiſch geweſen. Ebenſo hat die Armeeführung auf die möglichſt 
reſtloſe Tſchechiſierung des Unteroffizierskorps geachtet. Unter den 8480 
Berufsunteroffizieren und 8 000 Kapitulanten hat es nur einige hundert Angehörige nicht: 
tſchechiſchen Volkstums gegeben. Die nichttſchechiſchen Völker haben alſo, obwohl fie 
48 v. H. der Mannſchaft ſtellten, auf die Truppenführung ſo gut wie gar keinen 
Einfluß gehabt. N 

3. Ebenſo iſt die Führung der tſchecho⸗ſlowakiſchen Armee darauf bedacht geweſen, 
die Wehrpflichtigen der Minderheiten von verſchiedenen 
Spezialwaffen nach Möglichkeit fernzuhalten. Die Fliegerei, das 
Nachrichtenweſen, die Tankwaffe und die ſchweren MG., die Flammenwerfer und Gas⸗ 
waffen ſowie die Kradſchützenabteilungen hat man faſt ausſchließlich mit tſchechiſchen 
Truppen beſetzt. Doch hat dieſes Beſtreben an den Verſchiedenheiten, die hinſichtlich der 
militäriſchen und techniſchen Eignung zwiſchen den einzelnen Völkern beſtehen, feine 
Grenzen gefunden. So iſt z. B. bei den Manövern des Jahres 1935 die verhältnismäßig 
große Zahl der deutſchen Tankführer aufgefallen. Auffällig iſt auch, daß ungefähr 
60 v. H. der ſudetendeutſchen Wehrpflichtigen zur Artillerie 
eingeteilt worden ſind. Dafür iſt allerdings neben der zweifellos größeren Eignung 
der Deutschen für dieſe Waffe auch der Wunſch maßgebend geweſen, die Deutſchen nach 
Möglichkeit aus der erſten Linie, in der die Verſuchung zum lleberlaufen beſonders groß 
iſt, fernzuhalten. Und bezeichnend iſt es auch geweſen, daß bei der Mobilmachung gegen 
Ungarn im Jahre 1921 die Artilleriſten deutſcher Volkszugehörigkeit, im Gegenſatz zu 
ihren tſchechiſchen „Kameraden“, nicht mit Handfeuerwaffen ausgerüſtet worden find! Die 
Slowaken ſind hauptſächlich zur Infanterie eingeteilt worden. Die Madjaren 
ſind außer bei der Kavallerie beſonders ſtark beim Train und bei der Artilleriebeſpannung 
vertreten geweſen. Die verſchiedenen Spezialformationen, die zur bewaffneten Macht 
gerechnet werden müſſen, wie die Grenzjäger, die Gendarmerie, die Finanz⸗ 
wache und die Staatspolizei, haben ſich, da ſie mehr oder weniger politiſche 
Funktionen auszuüben haben, naturgemäß ſtets nur aus ſtaatlich völlig zuverläſſigem 
Menſchenmaterial rekrutiert. Nichttſchechiſche Elemente ſind für dieſe Formationen alſo 
ſo gut wie gar nicht in Frage gekommen. 

Die tſchecho⸗ſlowakiſche Armee hat nicht nur unter der Vielheit der in ihr vertretenen 
Völker zu leiden gehabt. Auch das tſchechiſche Element ſelbſt, das dazu berufen geweſen 
iſt, den bindenden Kern und das moraliſche Rückgrat dieſer Armee zu ſein, hat der 
Führung große Sorgen gemacht. Oft haben führende tſchechiſche Militärkreiſe über die 
‚mangelnde Wehrfreudigkeit und das mangelnde Selbſtver⸗ 
trauen des Staatsvolkes geklagt, das zwar großen Gefallen daran findet, 
aus der ſicheren Machtpoſition des Staates heraus die wehrloſen Minderheiten zu 
ſchikanieren, aber wenig Neigung verrät, dieſem Staate mit dem vollen Einſatz ſeines 
Gutes und Blutes zu dienen. Es muß freilich hinzugefügt werden, daß eine Verallgee 
meinerung ſolcher peſſimiſtiſcher Urteile über den ſoldatiſchen Wert des Staatsvolkes 
kaum zuläſſig iſt. Denn auch in der k. u. k. Armee hat es aus den „hiſtoriſchen Ländern“ 
Regimenter gegeben, die ſich unter guter Führung gut geſchlagen haben, wobei man aller⸗ 
dings eines nicht überſehen darf: es find nicht tſchechiſche, ſondern mähriſche Regimenter. 
geweſen! Zum Soldaten einer modernen Armee iſt der Tſcheche im allge⸗ 
meinen wenig geeignet. Er iſt als der Soldat Schwejk, den Jaroslaw 
Haſchek fo vortrefflich geſchildert hat, in die Literatur und als huſſitiſcher Mord: 
brenner, den die deutſchen Nachbarländer kennen gelernt haben, in die Geſchichte ein 
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gegangen. Als Schwejk und Huſſit zugleich ift er auch jetzt wieder auf dem Kampffeld 
erſchienen. Der K rie g ift ihm weniger eine Angelegenheit von Soldaten als vielmehr 
eine andere und zwar die brutalſte Form des Volkstumskampfes. Nicht 
die offene Feldſchlacht mit dem militäriſchen Gegner, dem er nach Möglichkeit auszu— 
weichen beſtrebt iſt, ſondern die Ausrottung des anderen Volkstums iſt das Ziel, das er 
auch im Kriege verfolgt. Daß die tſchechiſchen Truppen nach Ausbildung und Ausrüſtung 
die Bedingungen europäiſcher Armeen erfüllen, ändert an dieſer pſychologiſchen Einſtellung 
nichts. Es iſt für die geiſtige Verfaſſung des tſchechiſchen Volkes und Heeres bezeichnend, 
daß ihnen als das „heldiſche“ Zeitalter ihrer Geſchichte die Huſſitenzeit gilt, eine Zeit der 
ſinnloſen Zerſtörung und des rachgierigen Maſſenmordes an wehrloſen Menſchen, eine 
Zeit, die jedes Volk von ſoldatiſcher Ehrliebe als eine Zeit des ſittlichen Tiefſtandes und 
der völkiſchen Schmach aus ſeiner Erinnerung auszulöſchen beſtrebt iſt. 


Deutſches und polniſches Temperament 


Zu der Frage der Temperamentsunterſchiede zwiſchen Deutſchen und Polen hat Dr. Kurt 
Lück in ſeinem Buch „Der Mythos vom Deutſchen in der polniſchen Volksüberlieferung 
und Literatur“ eine Reihe beachtlicher Beiträge geliefert. Die nachfolgenden Ausführungen 
ſtützen ſich im weſentlichen auf dieſes Buch. Es fällt nicht ſchwer, aus ihnen gewiſſe 
politiſche Schlußfolgerungen zu ziehen, fo weit die Gebiete, auf denen ſich 
dieſe Temperamentsunterſchiede äußern, zunächſt auch von Politik entfernt zu fein fcheinen. 

Der Pole hat ein viel lebhafteres Temperament als ſein deutſcher Nachbar, 
den er deshalb ebenſo wie der Franzoſe und Ruſſe, als ſchwerfällig, fiſchblütig und lang⸗ 
weilig bezeichnet. Alles Wuchtige, Pedantiſche in der Kunſt und Literatur iſt „niemieckie“ 
und „ſzwabſkie“. Das Nervenſyſtem der Polen beſitzt eine ſtändige Spannung, 
während die Erregbarkeit des Deutſchen, der im Lande der Warthe und Weichſel als 
Vertreter ſeines Volkes auftritt, verhältnismäßig gering iſt. Der Pole wird leicht von 
Begeiſterung durchglüht, kühlt aber dann ſchnell wieder ab. Im Deutſchen 
brennt die Begeiſterung ruhiger, aber länger. Uleberall offenbart ſich der Unterſchied der 
beiden Temperamente. In Ir alerei und Volkstracht der Polen herrſcht die 
Freude an der Glut der Farben. Chopins Muſik enthält als Grundton den „zal“, 
Schmerz, Sehnſucht, Trauer, Erinnerung. Beethovens Muſik könnte man mit einer 
kraftgeballten Fauſt, Bachs Tonſchöpfungen mit Klarheit und Wucht vergleichen. Und 
wie weltverſchieden iſt die olympifche Ruhe eines Goethe, der „keine Wunder ſieht“, von 
einem Mikiewicz, der Gefühl und Glaube über die Weisheit ſtellte! Auf 
der einen Seite das Willens volk mit dem größeren Anteil an der Dramenliteratur 
der Welt, auf der anderen das Gefühlsvolk mit einer reichen Lyrik und dem „Pan 
Tadeusz“, dem „einzig gelungenen epiſchen Gedicht des 19. Jahrhunderts. Den Tempe⸗ 
ramentsunterſchied offenbart heute am deutlichſten und greifbarſten die Preſſe der 
beiden Nachbarn. A 

Das deutſche Liebeslied iſt nach Anſicht von Lucjan Kamiehffi weicher als das 
polniſche, in dem trotz ſeines ausgeprägten lyriſchen Grundgehaltes viel mehr Neckerei, 
Fopperei und Satire vorkommen. In dem Rhythmus des polnifchen Volksliedes 
herrſcht die Neigung zum Jambus, im deutſchen zum Trochäus, z. B. in den Walzer⸗ 
weiſen. Da, wo im Polniſchen der Trochäus auftritt, kann man bis zu einem gewiſſen 
Grade deutſche Einflüſſe vermuten. In der polniſchen Volksweiſe bricht gern die über⸗ 
müfige Laune des Gegenakzentes hervor. Auf dem Tanzboden kann man 
das oft bemerken. Da knallt der polniſche Burſche mitunter ganz gegen den Takt mit dem 
Abſatz auf den Fußboden. Przybyszewſki hat das einmal geiſtreich als den „bunt“, den 
Aufruhr in der polniſchen Seele, bezeichnet. Der Deutſche der Grenzlande 
und der Volksinſeln verträgt dagegen kein Satzwerk launenhafter Akzente. Bei ihm muß 
alles klar klingen und ſeine Ordnung haben. Sein Akzentſyſtem liegt feſt, während es 
beim Polen irrlichtert. Der Deutſche hat das „Tempo rubato“ des Polen fo gut wie 
überhaupt nicht. Auch im Melodiſchen treten ganz beſtimmte Unterſchiede in Er⸗ 
ſcheinung. Im Liede des Grenz: und Volksinſeldeutſchen gibt es heute kaum noch die 
ſogenannten Kirchentöne, die das Polniſche noch hat. Die Weiſen der Polen find monodiſch, 
die der Deutſchen meiſt harmoniſch ausgeführt. Daher ſtanden ſie im Polniſchen freier 
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da und konnten rhythmiſch wie melodiſch einen großen Umfang bewahren, während fie im 
Deutſchen durch die Harmoniſierung abgeſchliffen wurden. Nicht ohne Einfluß auf die 
Unterſchiede der Volksmuſik blieb die Arteigenart der Muſikinſtrumente 
auf beiden Seiten. Was auf dieſe Weiſe der Volkskundler und Muſiker an Gegen⸗ 
ſätzlichkeiten und Eigentümlichkeiten genauer zu erklären vermag, empfindet das Ohr des 
Grenzland⸗ und Volksinſelmenſchen inſtinktiv. Ueber ernſte Muſik urteilt das pol: 
niſche Volk in Kongreßpolen: „Da wird geſpielt wie bei einem deutſchen Begräbnis“, 
und über den deutſchen Geſang: „Leicht erkennt man den Deutſchen am Singen und den 
Hund am Bellen“. Die Deutſchen dagegen dort ſagen: „polniſche Hochzeit machen“, wenn 
Kinder ſich bei Tiſch wild benehmen, Krach machen, mit Löffeln und Taſſen klappern uſw. 

Die Tanzkunſt der Polen iſt in Europa immer bekannt und berühmt geweſen und 
hat auch einen Einfluß auf den Weſten ausgeübt. Als „ſelavus ſaltans“, als „ſpringender 
Slawe“, erſcheint der Pole ſchon in den älkeſten deutſchen Quellen. Im Vergleich zu den 
Polen ſeien die Deutſchen doch nur eine Art Holländer, meinte jemand 1295 auf einem 
Balle in Karlsbad, worauf Goethe verſetzte: „Kein Wunder, die Grazie iſt ihm ange⸗ 
boren“. Uleberall galten die ſarmatiſchen Kavaliere als die beſten Tänzer. Die „Polonaiſe“ 
und der „Mazur“ fraten einen förmlichen Siegeszug durch ganz Europa an. In ihnen 
offenbarte ſich das lebhafte Temperament der Polen. Ein deutſcher Verfaſſer ſchrieb 1759, 
daß das Polonaiſetanzen der Deutſchen und Polen ſich ſo verhalte, wie das Buch⸗ 
ſtabieren eines ABC-Schützen zu dem vollendeten Vortrag eines Künſtlers. Der Livländer 
Schulz ſchildert in ſeiner bekannten Reiſebeſchreibung voller Begeiſterung die reizvolle Art, 
in der die Polen ihren Nationaltanz tanzen. In Polen und anderen Ländern gelten da⸗ 
Gern die Deutſchen als „Volk ohne Tanz“. Die deutſchen Volkstänze ſind im 

egenſatz zu den ruſſiſchen, ungariſchen, ſpaniſchen und polniſchen ſo gut wie unbekannt. 
In Deutſchland gehörte, ſo ſtellte einmal eine Pole feſt, der Tanz nie ſo organiſch zum 
kulturellen Leben der Nation wie in Polen und Rußland. Als „deutſcher Tanz“ galt 
auch in Polen der Walzer, der im 18. Jahrhundert Eingang fand und die franzöſiſchen 
Menuette, Gavotten, Galearden, Kapreolen der Renaiſſancezeit verdrängte. Nach den 
Teilungen Polens lehnten viele Kreiſe in Polen den Walzer aus nationalen Gründen 
ab. an dichtete ſangbare Spottverſe auf ihn, um vor allem den Mädchen die Freude 
am „deutſchen Tanz“ zu rauben. 

Ebenſo kommt der Temperamentsunterſchied zwiſchen den beiden Völkern beim 
Sprechen zum Ausdruck. Dr. Lück ſchreibt hierüber u. a.: Der Deutſche, beſonders im 
deutſch⸗polniſchen Nachbarſchaftsgebiet, ſpricht weniger und langſamer als der Pole. 
Da der Pole ein lebhafteres Temperament beſitzt als der Deutſche, ſind in ſeiner Sprache 
die Unterſchiede in der Tonhöhe der im Satz hauptbetonten Silben gegenüber 
den anderen größer als im Deutſchen und reichen, beſonders bei Frauen, bis über eine 
Oktave hinaus. Umgekehrt geht der Deutſche gewöhnlich beim Re in der Ton⸗ 
höhe um eine Quinte herunter, der Pole oft nur um eine Terz. Der polniſche Forſcher 
Byſtron bezeugt, daß die Sprache der Deutſchen im polniſchen Volksmund als „unbe⸗ 
holfen, feig und wenig ſchlagfertig“ bezeichnet wird; er fügt allerdings dann hinzu: „An⸗ 
ſcheinend haben die polniſchen Bauern die deutſchen Koloniſten einzig und allein an Schlag⸗ 
fertigkeit des Wortes übertroffen“, womit er Recht haben dürfte. 


„Veel weeten un wenig ſeggen“, das iſt die Art der Niederdeutſchen, wes⸗ 
halb ihn der Pole für nüchtern, langweilig und grämlich hält. Der Pole hat nämlich die 
Fähigkeit, auch über Dinge ausführlich zu reden, die er nicht gründlich kennt. Der eigen⸗ 
tümlichen Verbindung zwiſchen deutſcher Tiefe des Denkens und dem Mangel an Aus⸗ 
drucksfähigkeit und Werbekraft des Wortes ſteht eine gegenteilige Begabung auf der 
polniſchen Seite gegenüber, nämlich für gedankliche Oberflächlichkeiten 
und Legenden mit unübertrefflicher Werbe: und lleberzeugungs⸗ 
kraft redneriſch einzutreten. Der Pole iſt der geborene Propa⸗ 
gandiſt. An der Volkstumsgrenze wird von beiden Seiten dieſen in die Augen fallen⸗ 
den Unterſchieden in der Beredſamkeit in ſprichwörtlichen Redewendungen Ausdruck 
gegeben. Während auf polniſcher Seite von der „Hammelſprache“ geſprochen wird, 
pariert man auf deutſcher Seite mit „polniſchem Geſchnatter“, und einen Menſchen, der 
ihnen durch ſeine Redſeligkeit auf die Nerven fällt, bezeichnen die Deutſchen in der Grenz⸗ 
zone und in den Volksinſeln als einen „richtigen Quatſchkowſki“ oder „Quaſſelkowſki“. 
Beſonders dem Niederdeutſchen iſt die Vielrednerei und ſprichwörtliche 
„Prahlerei“ des Polen immer verdächtig geweſen. „Falſch wie ein Pole“, fo 
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lautet eine Volksweisheit in der Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen, d. h. man darf der 
Höflichkeit des Polen nicht trauen. Es fehlt nicht an Ausſprüchen früherer Zeiten, 
die ebenſo auf die mit einer hervorragenden Beredſamkeit verbundene Unzuver⸗ 
läſſigkeit der Polen anſpielen. Der Erzbiſchof Honoratius Visconti hat im Jahre 
1636 in ſeinem Nuntiarturbericht aus Polen geſchrieben: „Denn nicht nur der König 
allein, ſondern ganz allgemein find ſämtliche Polen mehr freigebig im Ver⸗ 
ſprechen als zuperläſſig im Halten, .. ſo daß jemand mit Recht ſcherz⸗ 
haft ſagte, Polen ſei das gelobte Land der Verſprechungen“. Gwagin, 
der im 16. Jahrhundert lebte, hat geſchrieben: „Sie (die Polen) neigen zur Verzückung. 
Eine vernünftige Ueberzeugung wirkt weniger auf ihren Willen als Begeiſterung, die 
ſchnell verfliegt. In der Verſtandes arbeit find ſie nicht ausdauernd. 
Gegen langes Nachdenken, kühle rechneriſche Vernunft haben ſie einen Abſcheu.“ Vom 
Deutſchen hat ſchon der im 17. Jahrhundert lebende polniſche Dichter Morsztyn in einer 
Karikatur des wie eine Uhr aufgezogenen Deutſchen geſagt, er „lege ſeine Worte auf die 
Waage“. Ein polniſches Sprichwort aus der Gegend von Rogafen im Pofenfchen beſtätigt 
das mit den Worten: „Polak mowny, Niemiec ſtowny“ (Der Pole redet immer⸗ 
fort, der Deutſche iſt ein Mann von Wort“). 

Dem Deutſchen eignet eine ſchulmeiſterliche Lehrhaftigkeit, deren Sprache mehr begriff: 
lich iſt, dem Polen eine glänzende advokatiſche Rednergabe, deren Sprache gegenſtändlich 
zu ſein verſteht. Der erſte wendet ſich an die Geiſter, der zweite an die Gemüter. 
Der erſte iſt tüchtiger auf dem Gebiete des Dramas, der zweite auf dem Gebiete der Epik. 
Vor allem der Oſtdeutſche hat, weil er nicht dazu erzogen worden iſt, nie den Wert 
der Sprache als Waffe in der Auseinanderſetzung der Volks⸗ 
tümer undihrer Kulturen richtig einzuſchätzen und anzuwenden gewußt. Seine 
Bücher erſchienen dem Polen Jahrhunderte hindurch langweilig und zu tiefgründig, ſeine 
Sprache pedantiſch. Im Vergleich zu ihr wirkte die polniſche Sprache immer ſchwärme⸗ 
riſch und blumenreich. Und ſo gewann in der großen politiſchen und 
kulturellen Propaganda die Menſchen oft nicht der deutſche 
Schulmeiſter, ſondernderpolniſche Redner. Hier hat man es mit einem 
Abſchnitt der Volkstumsfront zu tun, auf dem der Pole ſeinem Nachbarn offenſichtlich 
überlegen iſt. Das zeigt ſich nicht nur im Umgang von Menſch zu Menſch, ſondern 
auch in der kulturpolitiſchen Propaganda der beiden Völker. Dem pol⸗ 
niſchen Volk iſt von eigenen und ausländiſchen Kritikern oft vorgeworfen worden, daß es 
in ſeiner Art zu ſprechen meiſt haarſcharfe, nüchterne und eindeutige Formulierungen 
vermeidet und die Relativität bevorzugt. Daher übertrifft es das deutſche 
Volk bei weitem in der Kunſt, Legenden zu ſchaffen und an fie 
zu glauben. Wenn man alle die polniſchen Forſchungen verfolgt, die immer wieder, 
einſtweilen erfolglos, gegen die Legendenbildung ankämpfen, dann ſcheint jetzt doch eine 
energiſche Aktion notwendig zu ſein, um vor allem die Geſchichtswiſſenſchaft Polens von 
ihrem Ballaſt an Legenden zu ſäubern und um das polniſche Schrifttum von dem 
Vorwurf zu befreien, daß es „das gelobte Land der Legende“ ſei. 

Die Temperamentsunterſchiede treten auch in der Einſtellung der beiden Völker zur 
Arbeit, beſonders im Arbeitstempo, in Erſcheinung. Es gibt auf beiden Seiten 
zahlreiche Sprichworte und Schwänke, in denen hier die „polniſche Wirtſchaft“ und dort 
der deutſche Fleiß verſpottet wird. Der Pole erkennt die größere Arbeitstüchtigkeit und 
Arbeitsausdauer des Deutſchen zumeiſt ohne weiteres an. Aber er neigt dazu, in dieſen 
Eigenſchaften mehr die Schattenſeiten zu ſuchen, als den Nutzen zu ſehen, den die Nach⸗ 
eiferung ihm einbringen würde. Zumeiſt iſt mit dem Eingeſtändnis des 
deutſchen Fleißes die Vorſtellung verbunden, daß materiali⸗ 
ſtiſche Geſinnung, Strebertum, Geiz uſw. deſſen Triebfeder 
find. „In Polen“, fo hat kürzlich im „Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ ein Ingenieur 
Orzewiecki geſchrieben, „wird Arbeitſamkeit nicht als eine Pflicht oder 
Tugend, ſondern mehr als eine harte Notwendigkeit angeſehen, der jeder zu entgehen 
trachtet. In Polen gibt es im allgemeinen kein Beſtreben, den Wohlſtand 
zu heben. .. Der Mangel an Pünktlichkeit und Beachtung der eigenen und der 
fremden Zeit führt dazu, daß das Arbeitstempo in Polen langſam iſt und daß alle 
Bemühungen Einzelner, gründliche Arbeit zu leiſten, gehemmt werden.“ „Ein anderer 
Nationalfehler der Polen“, hat Prof. Jan Gwiazdomorſki im vergangenen Jahre einmal 
im „Czas“ geſchrieben, „iſt die Oberflächlichkeit in der Arbeit. Wie anders 
arbeitet ein Deutſcher oder ein Franzoſe! Der Deutſche, ernſthaft, ſogar düſter, verſucht, 
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jede Arbeit ſo gut, wie er nur kann, auszuführen und dabei nach Möglichkeit, ſeine 
Autorität, ſeine Uleberlegenheit der Umgebung gegenüber zu betonen. Der Pole verſucht, 
jede Arbeit ſo ſchnell, wie es nur irgend geht, mit einer möglichſt geringen Anſtrengung 
auszuführen. Infolgedeſſen begeht er Fehler und Irrkümer, die den Wert 
feiner Arbeit aufein Minimum herabdrücken.“ Wie die Einſtellung des 
Polen zur Arbeit eine andere iſt als die des Deutſchen, ſo unterſcheidet ſich auch die 
polniſche Bewertung des Arbeitserfolges von der deutſchen Bewertung. 
Der Pole hat im allgemeinen wenig Verſtändnis dafür, daß ſich Einer ſein ganzes Leben 
lang abmüht, um es ſchließlich zu einem mehr oder weniger großen Wohlſtand zu bringen. 
Der ſeinerzeitige Miniſter des preußiſchen Teilgebietes und Wojewode von Pommerellen, 
Stanislaw Wachowiak, hat einmal geäußert: „Jemand hat treffend geſagt, daß der Pole 
den Wohlſtand nicht liebt. Der Pole achtet die Leute nicht, die durch eigene Arbeit zu 
etwas kommen“. Dieſe mangelnde Achtung vor erarbeitetem Wohlſtand ſchließt freilich 
nicht aus, daß der Pole leicht dem Deutſchen dieſen Wohlſtand neidet. Das haben die 
Deutſchen in Polen nach der Aufrichtung des polniſchen Staates gründlich zu fühlen 
bekommen! j 


Am Wahlboykott und Wahlbeteiligung 


Trotz der Zuſpitzung des tſchechiſchen Konfliktes, der das Intereſſe der polniſchen 
Oeffentlichkeit in erſter Linie in Anſpruch nimmt, iſt die Beachtung, die der durch die 
überraſchende Auflöſung von Sejm und Senat geſchaffenen innerpolitiſchen Lage geſchenkt 
wird, kaum geringer geworden. Es iſt im Gegenteil unverkennbar, daß die Neuwahl 
der geſetzgebenden Körperſchaften, die am 6. und 13. November d. J. 
ſtattfinden ſoll, gerade Durch die außenpolitiſche Spannung eine be⸗ 
ſondere und ungewöhnliche Note erhalten hat. Denn für die Regierungs⸗ 
kreiſe iſt der Ausgang des tſchechiſchen Konfliktes, nachdem ſich die Regierung in der 
Teſchener Frage fo ſichtbar feſtgelegt hat, zu einer innerpolitiſchen Preſtige⸗ 
frage geworden. Davon, ob dieſe Frage für oder gegen Polen gelöſt wird, hängt ohne 
Zweifel die Entwicklung der innerpolitiſchen Lage Polens weitgehend ab. Man darf 
nämlich nicht überſehen, daß es in erſter Linie die Regierungskreiſe geweſen 
ſind, die ſich auf die Lostrennung des Olſagebietes von der Tſchecho⸗Slowakei verſteift 
haben, während die oppoſitionellen Parteien bis zum letzten Augenblick einer 
Ausſöhnung zwiſchen Warſchau und Prag im Intereſſe der gemeinſamen Feindſchaft 
gegen Deutfchland das Wort geredet haben. In der Teſchener Frage hat das 

egierungslager eine Kampfparole zur Hand, durch die es bei einigem 
taktiſchen Geſchick in den Stand geſetzt wird, endlich einmal feine Gegner auf der Rechten 
und der Linken propagandiſtiſch in die Defenſive zu drängen. 

Das erſte, worauf es dem Regierungslager ankommt, iſt, die oppoſitionellen 
Parteien zur Wahlbeteiligung zu bewegen. Der Staatspräſident hat es 
in ſeinem Auflöſungsdekret vom 13. September als die vordringliche Aufgabe der neu⸗ 
gewählten geſetzgebenden Körperſchaften bezeichnet, zur Frage der Wahlreform 
Stellung zu nehmen. Er hat damit den oppoſitionellen Parteien, deren politiſche Haupt: 
forderung ſeit Jahren die Wahlreform iſt, zu verſtehen gegeben, daß die beſte Möglichkeit, 
auf die Abänderung des Wahlgeſetzes Einfluß zu nehmen, die Wahlbeteiligung iſt. Doch 
iſt dieſe Ausſicht für die oppofitionellen Parteien nicht allzu verlockend. Denn es hängt, da 
ja am 6. und 13. November noch einmal nach dem Wahlgeſetz von 1935 gewählt werden, 
weitgehend von dem guten Willen der Regierung ab, wie ſtark die Regierungsgegner im 
Parlament vertreten fein werden. Es ſei noch einmal kurz an die Beſtimmungen 
des Wahlgeſetzes, die den oppoſitionellen Parteien im Jahre 1935 eine Wahl⸗ 
beteiligung unmöglich gemacht haben, erinnert. 

Nach dieſen Beſtimmungen werden in den über 100 Wahlbezirken, in die das Staats⸗ 
gebiet eingeteilt iſt, die Abgeordnetenkandidaten für den Sejm nicht von den Parteien auf⸗ 
geſtellt, ſondern von den 8 ezirksverſammlungen gewählt, die ſich zuſammen⸗ 
ſetzen: 1. aus Delegierten der territorialen Selbſtverwaltungen, die ihrerſeits von den 
Kreis: und Gemeinderäten ſowie von den Stadtverordnetenverſammlungen gewählt 
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werden, 2. aus Delegierten der wirtschaftlichen Gelbjtverwaltungen und Berufsorgani: 
fationen, die ihrerſeits von den Induſtrie- und Handelskammern, den Handwerks- und 
Landwirtſchaftskammern ſowie von den Vorſtänden der ſeit mindeſtens drei Jahren in den 
betreffenden Bezirken beſtehenden Arbeiterberufsverbänden gewählt werden, 3. in den 
Stadtbezirken mit mehr als 100 000 Einwohnern aus den Delegierten der Aerzte⸗, An: 
walts⸗ und Notariatskammern ſowie den Delegierten der in den betrefffenden Bezirken 
beſtehenden Akademien, und 4. aus Delegierten, die von mindeſtens je 500 Wählern ent⸗ 
ſandt werden. Dieſe letzte Delegiertengruppe iſt, da ſich die drei erſtgenannten faſt durch⸗ 
weg aus Regierungsanhängern zuſammenſetzen, die einzige, durch die die oppofifionellen 
Parteien die Möglichkeit haben, auf die Zuſammenſetzung der Kandidatenliſte Einfluß 
zu nehmen. Da dieſe letzte Delegiertengruppe, um ihren Kandidaten auf die Liſte zu 
bringen, mindeſtens ein Viertel der Mitglieder der Bezirkswahlverſammlung ſtellen muß, 
iſt angeſichts der großen Zahl der von den drei anderen Gruppen in dieſe Verſammlung 
entſandten Delegierten die Ausſicht der oppoſitionellen Parteien, die 
von ihnen vorgeſchlagenen Kandidaten auf die Liſte zu bringen, 
praktiſch äußerſt gering. Nahezu völlig ausgeſchloſſen find die oppoſitionellen 
Parteien von einer Mitwirkung bei der Senatswahl. Von den 96 Senatoren wird 
ein Drittel vom Staatspräſidenten ernannt, während die übrigen zwei Drittel von Wo je⸗ 
wodſchaftswahlkollegien gewählt werden. Dabei beſitzen das aktive Wahl⸗ 
recht zum Senat nur beſtimmte Perſonenkategorien, ſo die Inhaber einiger hoher Orden. 
die Rektoren und Senatsmitglieder der akademiſchen Schulen, diejenigen Perſonen, die 
„auf das Vertrauen ihrer Mitbürger begründete Poſten“ in den territorialen, beruflichen 
und wirtſchaftlichen Selbſtverwaltungskörperſchaften bekleiden, u. a. m. 

Es iſt verſtändlich, wenn ſich die oppoſitionellen Parteien im Jahre 1935 geweigert 
haben, unter ſolchen Bedingungen an den Wahlen teilzunehmen. Auch jetzt find die 
Ausſichten der Regierung, dieſe Parteien für eine Wahlbetei⸗ 
ligung zu gewinnen, nicht groß, obwohl ſie bereit iſt, hinſichtlich der Zu⸗ 
ſammenſetzung der Kandidatenliſten uſw. dieſen Parteien dieſes Mal größere Zugeſtänd⸗ 
niſſe als vor drei Jahren zu machen. Auf den ſchärfſten Widerſtand iſt die Regierung, 
wie zu erwarten war, bei der Volkspartei geftoßen, die eine Wahlbeteiligung nach 
wie vor ablehnt unter Hinweis darauf, daß „die Maſſen der Bauern, ſelbſt wenn fie 
wollten, beim augenblicklichen Stand der Dinge keine Möglichkeit hätten, ihren Willen bei 
der Wahl zum Ausdruck zu bringen“. Auch die anderen oppofifionellen Gruppen haben 
der Regierung noch keine Zuſage erteilt. Das gilt ſowohl für die Nationaldemo— 
frafen, die allen Lockungen und Verſprechungen der Regierung mißtrauen, wie für die 
Sozialdemokraten, die immer ſtärker mit der Volkspartei ſympathiſieren, und 
für die Chriſtlichen Demokraten, die es der Regierung nicht verzeihen können, 
daß ſie den alten Rebellenführer Korfanty ins Exil geſchickt hat. Es muß unter dieſen 
Umſtänden alſo fraglich erſcheinen, ob es der Regierung gelingen wird, am 6. November 
d. J. weſentlich mehr Wähler an die Wahlurne zu bringen als vor drei Jahren, wo in 
einzelnen Landesteilen die Wahlbeteiligung kaum 20 v. H. betragen hat. 

Wenn der Staatspräſident die geſetzgebenden Körperſchaften ſo überraſchend aufgelöſt 
bat, fo einmal deshalb, weil es der Regierung ſehr darauf ankommt, die Parla: 
mentswahl ftafffinden zu laffen, ehe durch die noch in dieſem 
Jahre beginnenden Gemeindewahlen die Zuſammenſetzung der 
kommunalen Selbſtverwaltungen ſich zugunſten der oppoſiti⸗ 
onellen Parteien geändert hat und damit für dieſe Parteien die Möglich⸗ 
keit gegeben iſt, von dieſer Poſition aus einen ſtärkeren Einfluß auf die Aufſtellung der 
Kandidatenliſte für die Sejmwahl zu nehmen. Daneben aber kann noch ein anderer 
Grund für die überraſchende Veröffentlichung des Auflöſungsdekretes angeführt werden: 
Diefe Maßnahme iſt unmittelbar gegen die Oberſtengruppe gerichtet, die 
ſich in letzter Zeit wieder gefeſtigt und in das aktive politiſche Leben einzuſchalten verſucht 
hat. Für Oberſt Slawek und ſeine Freunde bedeutet die Auflöſung des Sejm 
zweifellos einen empfindlichen Schlag. Es iſt anzunehmen, daß dieſe Gruppe, die inner: 

halb des Regierungslagers die ſtärkſte Konkurrenz des „Lagers der nationalen Einigung“ 
darſtellt, in Zukunft in Sejm und Senat nicht mehr vertreten ſein, politiſch alſo kalt 
geſtellt werden wird. Die Annahme iſt alſo nicht von der Hand zu weiſen, daß es ſich 
hier um eine Nettungsaktion für das „Lager der nationalen Eini⸗ 
gung“ handelt, das gerade von dieſer Gruppe alter Pilſudſkianhänger in letzter Zeit 
beſonders arg bedrängt worden iſt. Es iſt vielleicht auch nicht verfehlt, anzunehmen, daß 
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die Regierung durch dieſen Schachzug gegen Slawek und feine Freunde gehofft hat, daß 
Mißtrauen zu zerſtreuen, das die oppofifionellen Parteien dem Jerſprechen des Staats⸗ 
präſidenten entgegenbringen, daß es die vordringliche Aufgabe der neu gewählten Kammer 
fein werde, die Wahlreform zu betreiben. Denn mit 8 berſt Slawek wird der 
eigentliche Schöpfer des derzeitigen Wahlgeſetzes und der 
ſtärkſte und hartnäckigſte Gegner jeder Redemofratifierung des 
öffentlichen Lebens beſeitigt. 


Fremdenverkehr in Polen 


Vor Jahren hat man in Polen gehofft, Polen zu einem Fremdenverkehrsland von 
europäiſcher Bedeutung machen zu können. Dieſe Hoffnung hat man inzwiſchen zu den 
Akten gelegt. Man hat ſich mit der Tatſache abgefunden, daß Polen doch kein 
Land für einen Maſſenfremdenverkehr aus dem Auslande iſt. 
Die Gründe hierzu ſind verſchiedener Art. Polen hat einem Ausländer herzlich wenig 
zu bieten, was die weite Anreiſe lohnt. Zwar werden Krakau und Wilna 
für einen kunſtbegeiſterten Fremden immer Anziehungspunkte bleiben, auch werden die 
Tatra und die Karpathen den Naturfreund und Poleſien und das Urwaldgebiet von 
Bialowiez den Jäger aus dem Ausland immer anzuziehen vermögen. Darüber hinaus 
aber hat Polen kaum Naturſchönheiten beſonderer Art und auch ſonſt wenig 
beſonders Intereſſantes zu zeigen, was einen Ausländer veranlaſſen könnte, die 
Beſchwerniſſe einer Reiſe durch Polen auf ſich zu nehmen, es ſei denn, daß er ſich für die 
gewiß eigenartigen politiſchen Zuſtände dieſes Landes, etwa für die ſehr aktuelle 
Judenfrage oder für die Lage der fremden Volksgruppen intereſſiert, die faſt die Hälfte 
des polniſchen Staatsgebietes beſiedeln. Was den Ausländer aber in beſonderem Maße 
von einem Beſuch Polens abſchreckt, das ſind die (mit wenigen Ausnahmen) geradezu 
zermürbenden Zuſtände im polniſchen Gaſtwirts- und Hotel: 
gewerbe und im Straßenweſen Polens. 

Wenn man es unter dieſen Bedingungen aufgegeben hat, Maſſen ausländiſcher Be⸗ 
ſucher nach Polen zu ziehen, ſo hat man ſich doch mit Erfolg bemüht, den 
inländiſchen Fremdenverkehr zu heben. Auf der einen Seite hat man 
durch die erſchwerte Erteilung von Ausreiſeviſen, durch die Ablehnung 
von Deviſenausfuhrbewilligungen uſw. die einheimiſchen Reiſeluſtigen am Beſuch aus⸗ 
ländiſcher Kurorte zu hindern und auf der anderen Seite durch Fahrpreisermäßi⸗ 
gungen auf den polniſchen Bahnen und andere Vergünſtigungen die inländiſche Touriſtik 
zu heben verſucht. Tatſächlich iſt in den beiden letzten Jahren der Sommerfremden⸗ 
verkehr in Polen gegenüber den vorangegangenen Kriſenjahren auch um et wa 
30 bis 40 v. H. geſtie gen. Die Hauptziele des Kur: und Touriſtenverkehrs in Polen 
ſind die Oſtſeeküſte, die Tatra, die Karpathen und Beskiden und die Kurorte Mittelpolens 
wie Ciechocinek, Busko, Naleczöw uſw. Den weitaus ſtärkſten Fremdenverkehr haben 
die Sommerfriſchen an der Oſtſeeküſte von Adlershorſt über Putzig bis 
Hela zu verzeichnen. 

Gerade dieſe Steigerung des Fremdenverkehrs aber hat die zumeiſt troſtloſen Zuſtände 
im polniſchen Fremdenverkehrsgewerbe fo recht zu Bewußtſein gebracht. Das polni⸗ 
ſche Gaſthausgewerbe aller Kategorien wird, wie von Fachkreiſen 
beſtätigt wird, in faſt allen Kurorten Polens noch genau ſo wie vor 
Jahrzehnten mit einem un veränderlichen Dilletantismus be— 
trieben. Die Verſuche, den Fremden nach europäiſchem Muſter den nicht einmal 
billigen Aufenthalt in den Kurorten abwechſlungsreich, bequem und in bezug auf Sauber⸗ 
keit und Verpflegung erträglich zu geſtalten, ſtecken in Polen noch in den Kinderſchuhen. 
Beſonders auffällig iſt, daß ſehr wenig geſchieht, um die den Bedürf- 
niffen eines europäiſchen Reiſepublikums in keiner Weiſe ent: 
ſprechenden Zuſtände zu beſſern. Es gibt in Polen eine einzige Hotel- 
gewerbliche Schule, die ſeit einigen Jahren in Zakopane beſteht, aber zur Her⸗ 
anbildung des erforderlichen Nachwuchſes bei weitem nicht ausreicht. Dasſelbe gilt für 
die Schnellkurſe für Hotelbedienungsperſonal, die im vergangenen 
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Winter erftmalig in Gdingen abgehalten worden find. Auch die Bemühungen der Regie 
rung, durch beſondere Maßnahmen den Freinden vor finanzieller Ausbeutung 
und geſundheitsſchädlicher Unterbringung und Verpflegung zu 
ſchützen, haben bisher nur wenig genützt. Die Inveſtitionen im Fremdenverkehrs⸗ 
gewerbe beſchränken ſich auf ein Mindeftmaß. Es fehlt jede großzügige Ini⸗ 
kiative. Nicht nur bei den privaten Unternehmungen, ſondern auch bei den Kur: 
verwaltungen. In den beſonders ſtark beſuchten Sommerfriſchen an der Küſte haben 
ſich im Sommer dieſes Jahres kaum glaubliche Zuſtände ergeben; in Heiſterneſt z. B. 
find zahlreiche Badegäſte, weil die Hotels, Penſionen und Privatquartiere nicht ausreichten, 
in ſchnell geräumten Viehſtällen untergebracht worden. Selbſt der in ſeinen Anſprüchen 
beſcheidene polniſche Durchſchnittsreiſende läßt ſich eine Behandlung, wie ſie ihm in den 
meiſten Kur- und Touriſtenorten Polens zuteil wird, nicht gern gefallen. Daß ſich unter 
ſolchen Bedingungen ein an europäiſche Verhältniſſe gewöhnter Ausländer nur ſehr 
ſchwer zu einem Beſuch polniſcher Kurorte entſchließt, verſteht ſich von ſelbſt. Es kommt 
noch hinzu, daß gerade die ſehr wenigen beſſer ausgeſtatteten Kurorte zumeiſt ſt ark 
von Juden überlaufen find, mit denen den Erholungsurlaub teilen zu müſſen in 
keiner Hinſicht angenehm iſt. 

Dieſe Feſtſtellungen ſollen für den deutſchen Leſer keine Aufforderung ſein, nicht nach 
Polen zu reifen. Im Gegenteil: Es gibt eine ganze Maſſe von Leuten in Deutſchland, 
denen man nahelegen kann, die Vorſtellungen, die ihnen von einer ſchönfärberiſchen 
Propaganda beigebracht worden find, an Ort und Stelle zu überprüfen. 


Oſtland⸗ Chronik 


Polen nicht mehr im Völkerbundsrat 


Die polniſche Regierung hat durch ihren 
Vertreter in Genf dem Vorſitzenden der am 
19. September zuſammengetretenen Völker: 
bundstagung mitteilen laſſen, daß fie auf 
eine Wiederwahl Polens in den 
Völkerbundsrat verzichte. Polen 
hat ſeit 1926 einen ſogenannten halb⸗ 
ſtändigen Sitz im Rate innegehabt. Da⸗ 
durch, daß die polniſche Regierung auch 
das Büro ihres ſtändigen Ver⸗ 
treters beim Völkerbund mit 
Wirkung vom 1. Oktober d. J. aufge: 
Löft hat, hat fie ihre geringes Intereſſe an 
der Genfer Inſtitution zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Doch hat Polen ſeine Mitglied⸗ 
ſchaft beim Völkerbund nicht gekündigt. 


Weiße Strümpfe und andere Sorgen 


Eine polniſche Lehrerin einer deutſchen 
Minderheitsſchule in Kattowitz verbot 
den Kindern ihrer Klaſſe, die weiße 
Strümpfe trugen, in Zukunft ſo be⸗ 
kleidet in die Schule zu kommen. — In 
Schoppinitz wurde ein junger Mann 
von zwei Polizeibeamten auf der Straße 
verhaftet und über Nacht auf der Wache 
feſtgehalten. Bei der Freilaſſung wurde ihm 
bedeutet, daß das Tragen von weißen 
Strümpfen in Polen unerwünſcht 
ſei. — Im Stadtpark von Tarnowitz 
wurden zwei reichsdeutſche Stu— 


denten, als ſie ſich in deutſcher Sprache 
unterhielten, von 20 jungen Burſchen über: 
fallen. Dem einen wurde ein Zahn aus⸗ 
geſchlagen und ein Hieb mit einem Schlag⸗ 
ring über den Kopf verſetzt; der andere 
wurde durch einen Meſſerſtich ins Bein 
leicht verletzt. — In Teſchen wurde das 
dem Baron Potier d' Echelles gewidmete 
Denkmal, das eine deutſche Auf⸗ 
ſchrift trug, von unbekannten Tätern zer⸗ 
ſtör tt. — Zweideutſche Arbeiter, 
die ſeit 10 bzw. 14 Jahren in der Färberei 
„Barwa“ in Moſchin beſchäftigt waren, 
wurden mit der Begründung, daß in einem 
dem Präfidenten der Poſener Induſtrie⸗ und 
Handelskammer gehörenden Betriebe nur 
Polen beſchäftigt werden könnten, ent⸗ 
laſſen. — Vom Bromberger Bezirks⸗ 
gericht wurden 5 Deutſche aus Frie⸗ 
dingen zu Gefängnisſtrafen 
bis zu 8 Monaten verurfeitf, 
weil fie ihr Mißfallen darüber zum Aus⸗ 
druck gebracht hatten, daß der deutſche 
Lehrer an der Friedinger Volksſchule durch 
einen Polen erſetzt worden war. — Vom 
Oberſten Gerichtshof in Warſchau wurden 
die Urteile im Wanderbund⸗ 
prozeß in vollem Umfang beſtätigt. 
Der Prozeß fand im November 1936 und 
im Mai 1937 ſtatt. Es wurden insgeſamt 
59 deutſche Jungens und Mädels ver⸗ 
urteilt, und zwar erhielten 2 Angeklagte je 
2% Jahre, 17 je 1% Jahre, 6 je 1 Jahr, 
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8 je 8 Monate und 2 je % Jahr Gefüng⸗ 
nis, ferner 1 Angeklagter 5 Monate, 3 je 
4 Monate und 2 je 2 Monate Haft. Ins⸗ 
geſamt wurden alſo wegen „Geheimbünde- 
lei“ 33 deutſche Jungens und 
Mädels zu 44 Jahren und 7 Mo⸗ 
naten Gefängnis und Haft ver⸗ 
urteilt Außerdem wurde gegen 18 
Jungens und Mädels im Alter 
von 14 bis 17 Jahren Ueber⸗ 
weiſung in eine Erziehungs⸗ 
anftal£ ausgeſprochen! Durch den Be: 
ſchluß des Oberſten Gerichtshofes erlangten 
die Urteile Rechtskraft. — In Königs: 
hütte wurde ein Deutſcher im Gerichts⸗ 
ſaal verhaftet und für einen Tag ins 
Gefängnis überführt, weil er die polniſche 
Sprache nicht ausreichend beherrſchte und 
demgemäß feine. Ausſagen vor Ge⸗ 
richt in deutſcher Sprache machte. 
— In Dir ſchau wurden 22 deutſche 
Kinder durch Verfügung der polniſchen 
Schulbehörde vom Beſuch der deut⸗ 
ſchen Privatſchule mit der Be⸗ 
gründung ausgeſchloſſen, daß die 
deutſche Volkszugehörigkeit der Eltern nicht 
ausreichend nachgewieſen ſei. In einem an 
das Schulkuratorium in Thorn gerichteten 
Proteſtſchreiben wieſen die von dieſer Schi⸗ 
kane betroffenen Eltern darauf hin, daß ſie 
ſich zum Deutſchtum bekennen, nur deut⸗ 
ſchen Organiſationen angehören und ſich im 
Haus ausſchließlich der deutſchen Sprache 
bedienen. Sie weigerten ſich, ihre Kinder 
in die polniſche Schule zu ſchicken, und 
erklärten, lieber die ihnen in Ausſicht ge⸗ 
ſtellten Geld- und Gefängnisſtrafen auf ſich 


nehmen zu wollen. 


Regierungsbezirk Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen 


Das am 1. Oktober d. J. in Kraft 


tretende Geſetz über die Gebiets⸗ 
bereinigung in den preußiſchen 
Oſtprovinzen iſt durch ein kürzlich 
ergangenes Geſetz dahin abgeändert wor⸗ 
den, daß der bisher zur Provinz Branden⸗ 
burg gehörende Regierungsbezirk 
Grenzmark Poſen-⸗Weſtpreu⸗ 
ßen der Provinz Pommern zu: 
geteilt wird. Der Regierungsbezirk 
umfaßt die Kreiſe Schlochau, Flatow, 
Schneidemühl⸗Stadt, Deutſch Krone, Netze⸗ 
kreis, Arnswalde, Friedeberg, Dramburg 
und Neuſtettin. Mit einer e 
von 470 500 auf einer Gebietsfläche von 
11456 Quadratkilometern iſt er der kleinſte 
der drei pommerſchen Regierungsbezirke. 
Er umfaßt 30 v. H. der Fläche und 
21 v. H. der Bevölkerung der vergrößerten 
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Provinz Pommern. Mit einer Geſamt⸗ 
fläche von rund 38 375 Quadratkilometern 
iſt Pommern nach der Angliederung des 
Regierungsbezirkes Grenzmark Poſen⸗Weſt⸗ 
preußen nach Hannover die zweit⸗ 
größte preußiſche Provinz, die 
7 v. H. des Reichsgebietes, aber nur 3 v. H. 
der Reichsbevölkerung umfaßt. Im Durch⸗ 
ſchnitt der Provinz entfallen 59 Menſchen 
auf den Quadratkilometer. Der weſtlichſte 
Regierungsbezirk der Provinz (Stettin) 
weiſt mit 81 je Quadratkilometer die 
größte Bevölkerungsdichte auf. Dagegen 
ſinkt die Bevölkerungsdichte in den beiden 
öſtlichen, an Polen grenzenden Regierungs⸗ 
bezirken auf 51 (Köslin) bzw. 41 (Grenz⸗ 
mark Poſen⸗Weſtpreußen). Bei. einem 
Reichsdurchſchnitt von 231 Menſchen je 
Quadratkilometer iſt das ſehr wenig. 


Danzig und das Schickſal der Sudeten⸗ 
deutſchen 


Der „Danziger Preſſedienſt“ ſchrieb zu 
der großen Schlußrede des Führers auf dem 
Parteitag: „Die Danziger wiſſen aus 
eigenem Erleben, was es heißt, gegen den 
Willen vom Mutterland losgeriſſen zu ſein. 
Der Kampf gegen den Völkerbunds⸗ 
kommiſſar Leſter, der im Dienſte über⸗ 


ſtaatlicher Mächte die deutſche Bevölkerung 


Danzigs um die Verwirklichung ihres 
nationalſozialiſtiſchen Wollens bringen 


wollte, hat ſie gelehrt, was es bedeutet, 
die eigene Art vor fremden Unterdrückungs⸗ 
verſuchen zu retten und die rhythmiſche 
Uebereinſtimmung mit dem Pulsſchlag des 
Dritten Reiches zu erhalten. Sie wiſſen 
auch, was es bedeutet, gegen den wirt⸗ 
ſchaftlichen Druck einer außenſtehenden 
Ulebermacht die materielle Exiſtenz zu 
ſichern, ohne den Entnationaliſierungs⸗ 
tendenzen nachzugeben, die unter dem Vor: 
wand wirtſchaftlicher Erforderniſſe gegen 
ihr angeſtammtes Volkstum gerichtet wer⸗ 
den. Die Danziger wiſſen daher auch, was 
es bedeutet, mit Optimismus in die 
Zukunft zu ſchauen, wenn dieſe auch noch 
nicht auf allen Gebieten klar für alle Augen 
ſichtbar iſt. Aus eigener Erfahrung wiſſen 
die Danziger, daß das Einzelintereſſe 
zurückſtehen muß, wenn das Ganze ge⸗ 
winnen fol. Die Macht und das Wieder⸗ 
aufblühen des großen Deutſchen Reiches iſt 
ihnen ein ſichtbarer Beweis für die Richtig⸗ 


keit dieſes Grundſatzes. Darum iſt es ſelbſt⸗ 


verſtändlich, daß die entſcheidenden Worte 
des Führers zur Frage der Tſchecho⸗Slo⸗ 
wakel und des Sudetendeutſchtums in Dan⸗ 
zig mit großer Spannung erwartet und die 
entſchloſſene von tiefſtem Verantwortungs⸗ 


bewußtſein und höchſtem Ehrgefühl be: 
ſtimmte Haltung des Führers aller Deut⸗ 
ſchen mit jubelndem Beifall begrüßt wurde. 
Danzig hat ſo oft in den 20 Jahren ſeiner 
unfreiwilligen Selbſtändigkeit vor ernſten 
Situationen geſtanden, die das Geſpenſt 
eines Krieges auftauchen ließen, ſeine Be⸗ 
völkerung hat ſchon jo oft nicht gewußt, 
was das Morgen ihr bringen würde, ob 
Befreiung von allen Leiden oder den Ver⸗ 
luft des letzten Reſtes einer Gelbftbeftim- 
mung, daß die Danziger vielleicht mehr als 
mancher Deutſche, der wohlgeborgen in den 
Reichsgrenzen lebt, das Glück empfunden 
haben, einen Führer über allen Deutſchen 
in der Welt zu wiſſen, der ihr Schickſal 
nicht nur klug und geſchickt, ſondern auch 
mutig und im Bewußtſein der Ehre ſeines 
Volkes in den Händen hält.“ 


Die PP zur außenpolitiſchen Lage 


Der Oberſte Rat der Pol niſchen 
Sozialiſtiſchen Partei hat am 
27. September auf einer Tagung in War⸗ 
ſchau eine Entſchließung zur außenpoliti⸗ 
ſchen Lage angenommen, die für die nicht 
nur in dieſer Partei verbreiteten Strö— 
mungen und Auffaſſungen bezeichnend iſt. 
Es hat darin u. a. geheißen: „Unabhängig 
davon, wie ſich das Schickſal der Tſchecho⸗ 
Slowakei entſcheidet, iſt es ſicher, daß das 
Dritte Reich in ſeiner Politik auf ſtändig 
ſich wiederholende vollendete Tatſachen 
nicht verzichtet und daß die Sudeten⸗ 
frage einer der Punkte der 
konſequent durchgeführten Um 
ter werfungspläne unter der 
Loſung Ein Reich, Ein Volk, 
Ein Führer' iſt. Die Loſung der 
Freiheit und Selbſtbeſtimmung der Völker, 
die von den italieniſchen Faſchiſten und den 
Hitlerianern ausgegeben wird, die einerſeits 
die Vernichtung der abeſſiniſchen Selbſtän⸗ 
digkeit und andererſeits die beifpiel- 
loſe Unterdrückung von 1½ Milli⸗ 
onen Polen im Reich (!!) auf dem 
Gewiſſen haben, ſind nur zyniſche Aus⸗ 
flüchte, hinter denen ſich weitgeſteckte im⸗ 
perialiſtiſche Abſichten verbergen. Dieſe 
ſtellen eine akute Gefahr für den 
Frieden und auch für die Unteilbarkeit 
und die Souveränität Polens dar. Daher 
nehmen die Großmächte, die ſich durch ſtän⸗ 
diges Entgegenkommen auf Koſten der 
Staaten um eine Zuſammenarbeit mit dem 
Dritten Reich bemühen, eine große Ver— 
antwortung auf ſich. Ebenſo groß iſt die 
Verantwortung aller jener polniſchen 
Kreiſe, die die Wachſamkeit der polniſchen 
Oeffentlichkeit gegenüber der deutſchen 


Eroberungsſucht einſchläfern und 
gleichzeitig den Zuſicherungen des Hitleris⸗ 
mus Glauben ſchenken. Die Polniſche So⸗ 
zialiſtiſche Partei und mit ihr die polniſche 
Arbeiterbevölkerung, die die Forderung nach 
Befreiung der Polen jenſeits der Olſa er: 
heben, vergeſſen keinen Augenblick ihre be⸗ 
drückten Brüder in Deutſch⸗ 
Oberſchleſien (1). Das in drei 
ſchleſiſchen Aufſtänden vergoſſene Blut ſtellt 
ein unzerſtörbares Band zwi⸗ 
ſchen Polen und dem ganzen 
Schleſien dar und dieſe geſchichtliche 
Wahrheit wird die einſeitige deutſche Pro⸗ 
paganda nicht übertönen, die heuchleriſch 
für den angeblichen Schutz der Intereſſen 
der polniſchen Bevölkerung — aber nur in 
der Tſchecho⸗Slowakei — geführt wird. 
Gleichzeitig erklärt der Oberſte Rat, daß 
die Frage der Rückkehr des Olſaer Ge⸗ 
bietes unmittelbar zwiſchen Polen und der 
Tſchecho⸗Slowakei und ohne Vermittlung 
anderer Staaten, vor allem Deutſchlands 
und Rußlands, geregelt werden muß, denn 
das Olſagebiet darf kein An⸗ 
hängſel der Sudetenfrage fein. 
Gleichzeitig bemerkt der Oberſte Rat, daß 
die Bemühungen der engliſchen Diplomatie, 
die Befriedung Europas einer Konferenz zu 
übertragen, unweigerlich zu einem Vierer⸗ 
pakt' führen muß, der nichts anderes 
wäre als die Krönung der Bemühungen 
der engliſchen Regierungskonſervativen, eine 
Zuſammenarbeit mit den Faſchiſten um den 
Preis der deutſchen Hegemonie über 
Mitteleuropa und der Ulnankaſtbarkeit des 
derzeitigen engliſchen Kolonialbeſitzes her— 
beizuführen.“ 


Einheitliche deutſche Turnbewegung im 

Memelgebiet 

Kürzlich haben ſich ſämtliche deutſchen 
Turnvereine des Memelgebietes und die 
Rafenfporfvereinigung, der alle Raſen⸗ 
ſportvereine des Gebietes angehören, auf⸗ 
gelöſt und zu einer einheitlichen Organiſa⸗ 
tion, dem Turn⸗ und Sportver⸗ 
band des Memelgebietes, zu⸗ 
ſammengeſchloſſen. Der Verband, der 58 
Vereine mit 3 700 Mitgliedern 
umfaßt, bildet nunmehr das Rückgrat des 
deutſchen Sportweſens im Memelgebiet. 
Am 10. und 14. September iſt der neue 
Verband zum erſten Mal mit einer großen 
Veranſtaltung vor die Oeffentlichkeit ge⸗ 
treten. An dieſer Veranſtaltung in 
Memel haben über 1800 aktive Sport⸗ 
ler und über 10 000 Zuſchauer teilge⸗ 
nommen. Die Sportler ſind bei ihrem Zug 
durch die Straßen der Stadt in einheitlicher 
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Kleidung aufgetreten. Es iſt die erſte deut⸗ 
ſche Großveranſtaltung, die das Memel⸗ 
gebiet nach vielen Jahren ſchwerſter Unter⸗ 
drückung erlebt hat. 


Das Haus des Marſchalls in Warſchau 


Im vergangenen Jahre hat die Stadt 
Magdeburg das Haus, in dem Mar⸗ 
ſchall Pilſudſki während des Krieges 
einige Zeit als Gefangener zugebracht hat, 
den Polen geſchenkt. Das Haus iſt abge⸗ 
riſſen und nach Warſchau transportiert 
worden, wo es in ſeiner alten Geſtalt 
wieder aufgebaut worden iſt. Es handelt 
ſich um ein 15 Meter langes und 10 Meter 
breites Gebäude, deſſen einzelne Teile, 
Ziegelſteine, Schieferplatten, Balken uſw., 
ſorgfältig verpackt und auf dem Waſſer⸗ 
wege nach Warſchau gebracht worden ſind. 
Deutſche Architekten und Zeichner haben 
den Grund⸗ und Aufriß des Gebäudes in 
Zeichnungen feſtgehalten, um einen nafur- 


getreuen Wiederaufbau zu ermöglichen. Die 
Stadt Magdeburg hat ſich ſogar bemüht, 
die Möbel wieder aufzutreiben, die ſich zu 
der Zeit, als Pilſudſki dort gefangen ſaß, 
im Haus befanden. 


Pole aus Danzig im Sejm 


Die in Danzig lebenden polniſchen 
Staatsangehörigen werden ſich, wie üblich, 
an den im November ſtattfindenden Wahlen 
ſtattfindenden Wahlen zu Sejm und Senat 
beteiligen. Nach dem „Kurzer Baltycki“ 
beſteht die Abſicht, eines der Abgeordneten⸗ 
mandate für den Sejm einem im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig lebenden Polen 
zu übertragen. Die Polen in Danzig, ſo 
ſchreibt das genannte Blatt, würden ſich 
ohne Unterſchied ihrer Staatsangehörigkeit 
freuen, wenn ſie auf dieſe Weiſe einen 
eigenen und mit den Danziger Verhältniſſen 
vertrauten Vertreter im Warſchauer Par⸗ 
lament erhielten. 


Bücher über den Oſten 


Der künſtliche Staat. Oſtprobleme der 
Tſchecho⸗Slowakei. Von Robert Nowak. 
Mit einem Geleitwort von Karl Haushofer. 
12 Karten. Gerhard Stallings Verlagsbuch⸗ 
handlung, Oldenburg i. O. 1938. 324 Seiten. 
Preis kartoniert 5,80 RM., Leinen 6,80 RM. 
— Das Buÿch bietet die erſte zuſammenfaſſende 
Uleberſicht über die politiſchen Verhältniſſe der 
Slowakei und Karpathenrußlands. Nowak 
unterſucht die natürlichen, völkiſchen, konfeſſio⸗ 
nellen, bevölkerungs⸗ und geopolitiſchen und 
wehrgeographiſchen Bedingungen des Oſtteils 
des tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates. Dann geht er 
im einzelnen auf die Beziehungen der Tſchechen 
zu den in dieſem Staatsteil zuſammengepreßten 
Völkern ein. Die flowakiſche Frage wird in 
ihrem ganzen Umfang, geſchichtlich, etnographiſch 
und ſprachlich, erörtert. Der flowakiſche und 
karpathenukrainiſche Kampf um die Autonomie 
wird im Zuſammenhang dargeſtellt. Ausführ⸗ 
lich wird auch die tſchechiſch⸗madjariſche Gegner⸗ 
ſchaft in der ſlowakiſchen Frage behandelt. 
Einen breiten Raum nimmt dabei die Dar⸗ 
ſtellung der tſchechiſch-ungariſchen Krieges von 
1919 ein. Eindeutig geht aus dem Ganzen 
hervor, daß die Slowakei und Karpathenruß⸗ 
land nur deshalb mit dem tſchechiſchen Staate 
vereinigt wurden, um dem Staatsvolk bei der 
Erfüllung der von ihm ſelber übernommenen 
Aufgabe, einen Vernichtungskampf gegen das 
Deutſchtum zu führen, eine breitere und ge⸗ 
feſtigtere Baſis zu ſichern. Um dieſer Aufgabe 
willen wurde das Lebensrecht der in den Oſt⸗ 
teil dieſes Staates hineingezwungenen Völker 
und Volksgruppen mit Füßen getreten, wurden 
die Zuſagen, mit denen die Tſchechen die Slo⸗ 
waken und Karpathenukrainer in ihren Staat 
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hineingelockt hatten, gebrochen und wurde die 
völikſche Eigenſtändigkeit der Slowaken ge: 
leugnet. Wie in den Sudetenländern, ſo wurde 
die tſchechiſche Herrſchaft auch in den Kar: 
pathenländern auf Betrug und Gewalt be: 
Bun Es war von vornherein klar, das dieſes 
undament nicht von langer Dauer ſein konnte. 


Dr. K. 


Die tſchechoſlowakiſchen Denkſchriften für die 
Friedenskonferenz von Paris 1919/1920. Im 
Auftrag des Inſtituts für ausländiſches öffent: 
liches Recht und Völkerrecht in Berlin, heraus⸗ 
gegeben von Hermann Raſchhofer. Carl 
Heymann Verlag, Berlin 1938. 2. ergänzte 
Auflage. 377 Seiten. Preis 6,.— RM. — 
Der vorliegende Band enthält die der Pariſer 
Diktatskonferenz von der tſchechiſchen Friedens⸗ 
delegation überreichten Denkſchriften in frangö- 
ſiſchem Originaltext und in deutſcher Ueber: 
ſetzung. Beſſer als aus irgendwelchen anderen 
Dokumenten tritt einem in dieſen von Lügen, 
Verdrehungen und Verleumdungen ſtrotzenden 
Memoires der tſchechiſche Volkscharakter und 
der fanatiſche Haß, der das Tſchechentum gegen 
alles Deutſche und Madjariſche beſeelt, in un 
verhüllter Kraßheit entgegen. Sie ſtellen ein 
Gemiſch von verlogener Humanitätsphiloſophie 
und maßloſer Rachſucht dar. Man muß ſich in 
die Einzelheiten dieſer Memoires vertiefen, 
deren Darlegungen der tſchechiſche Vielvölker⸗ 
ſtaat die Geburtshilfe der Weſtmächte verdankt, 
um die Gerechtigkeit des Schickſals, das ſich 
heute, 20 Jahre ſpäter, an dieſem N 

r. K. 


Gebilde vollzieht, zu begreifen. 


Böhmen und das Reich. Die deutſch'tſche⸗ 
chiſche Frage. Von Rudolf Jung. Heft 


36 der Schriften der Hochſchule für Politik. 
Verlag Junker und Dünnhaupt, Berlin 1938. 
35 Seiten. Preis 0,80 RM. — Die vor⸗ 
liegende Schrift, die auf einem im Mai d. J. 
gehaltenen Vortrag fußt, enthält diejenigen Tat⸗ 
ſachen über das geſchichtliche und gegenwärtige 
Verhältnis zwiſchen Deutſchen und Tſchechen, 
die in einer Zeit, in der dieſes Verhältnis 
zum europäiſchen Zentralproblem geworden iſt, 
eigentlich jedem Deutſchen geläufig ſein ſollte. 
Von der politiſchen Ideologie und den Wunſch⸗ 
träumen der tſchechiſchen Machtpolitik iſt in 
dieſer Schrift die Rede, von den tſchechiſchen 
Memoranden der Jahre 1949/20, von den in 
der Geſchichte mehrfach wiederkehrenden Ver⸗ 
ſuchen der Tſchechen, im Bündnis mit der 
fremden Welt des Oſtens die Geſchloſſenheit 
des Deutſchtums in Mitteleuropa gewaltſam zu 
ſprengen, von den tſchechiſchen Geſchichtslegenden 
und vom „böhmiſchen Staatsrecht“, von den 
allſlawiſchen Beſtrebungen der Tſchechen und 
vom ſudetendeutſchen Kampf um die Befreiung 
vom Prager Zentralismus. Knappheit und 
Klarheit ſind die Vorzüge der Schrift des be⸗ 
kannten ſudetendeutſchen Politikers. Dr. K. 


Das Schleſienbuch. Ein Zeugnis oſtdeutſchen 
Schickſals. Von Friedrich Heiß. Volk 
und Reich Verlag, Berlin 1938. 448 Seiten 
mit mehreren hundert Bildern. Preis 12,50 RM. 
— In langwieriger Arbeit iſt unter Mit⸗ 
wirkung zahlreicher Sachkenner und hervor⸗ 
ragender Lichtbildner ein Text- und Bildwerk 
eines oſtdeutſchen Grenzlandes zuſtandege⸗ 
kommen, wie es in dieſer Art wohl einzig da⸗ 
ſteht. Das Buch gliedert ſich im weſentlichen in 
drei große Teile: Land und Leute, Schleſien in 
der deutſchen Geſchichte und Schleſiſche Arbeit. 
Auf alle weſentlichen hiſtoriſchen und gegen⸗ 
wartspolitiſchen, wirtſchaftlichen und geiſtes⸗ 
geſchichtlichen, volks⸗ und bevölkerungspolltiſchen 
und landeskundlichen Fragen Schleſiens wird in 
dieſem hervorragenden Werk eine ſachkundige 
Antwort gegeben. Von den Beiträgen ſeien rur 
einige, die ein beſonderes politiſches Intereſſe 
beanſpruchen können, erwähnt: Fritz Arlt 
ſchreibt über die raſſiſche Struktur Gchlefiens, 
Georg Langer über die Prägung des ober⸗ 
ſchleſiſchen Menſchen und Wilhelm Mak über 
die Sprache des Oberſchleſiers. Erika Schroeder 
berichtet über den Einbruch der nationalpolni⸗ 
ſchen Propaganda in Schleſien, Heinz Rogmann 
über den Kampf um Oberſchleſten in den 
Diktatsverhandlungen und General von Hülſen 
über den dritten polniſchen Aufſtand. Julius 
Merz ſpricht über die ſchleſiſche Arbeiterſchaft, 
Kurt Holtze über die Lage der ſchleſiſchen Land⸗ 
wirtſchaft und Günther Grundmann über die 
Volkskunſt und das Volkshandwerk in Schleſien. 
Die Bilder gliedern ſich in folgende Gruppen: 
Schleſiſche Landſchaft, das Geſicht des ſchleſt⸗ 
ſchen Menſchen, Schleſien im Dritten Reich und 
Schleſiſche Arbeit. Bekannte Lichtbildner haben 
an der Zuſammenſtellung des Bildteils mitge⸗ 
wirkt. Ueber 60 Kartenſkizzen erleichtern das 
Verſtändnis der Textbeiträge. Der Volk und 
Reich Verlag hat dem deutſchen Grenzland 


Schleſtien durch dieſes Werk einen unſchätz⸗ 
baren Dienſt erwieſen und ſich ſelbſt alle Ehre 
gemacht. Dr. K. 

Polen in Zahlen. Bearbeitet von Alfred 


Feier. Gelbftverlag des Inſtituts für Oft: 
europaiſche Wirtſchaft, . 1038. 
50 Seiten, 1 Karte. Preis 1. — RM. — Wer 


ſich raſch über Land und Bevölkerung, Wirt⸗ 
ſchaft und Kultur Polens orientieren will, findet 
in dieſer Veröffentlichung des Königsberger 
Inſtituts eine Zuſammenfaſſung des wichtigſten 
einſchlägigen ſtatiſtiſchen Materials. Die Dar⸗ 
ſtellung des Materials iſt ſummariſch. Das 
Material iſt faſt durchweg amtlichen ſtatiſtiſchen 
Quellen entnommen. Bei ſeiner Benutzung iſt 
alſo, worauf auch im Vorwort ausdrücklich 
aufmerkſam gemacht wird, äußerſte Vorſicht ge⸗ 
boten, ſo beſonders hinſichtlich der Volkstums⸗ 
zahlen. Das Material iſt in folgende Gruppen 
gegliedert: Bevölkerung und Gebiet, Landwirt⸗ 
ſchaft, Induſtrie und Gewerbe, Preiſe, Löhne 
und Abſatz, Außenhandel, Verkehr, Geld⸗ und 
Kreditweſen, Oeffentliche Finanzwirtſchaft, Bil⸗ 
dung und Unterricht, Wehrmacht und Preſſe. 
Als reines Tabellenwerk ſtellt die vorliegende 
Arbeit eine Ergänzung zu dem von demſelben 
Inſtitut bearbeiteten und herausgegebenen Text⸗ 
und Kartenwerk „Polen und ſeine Wirtſchaft“ 
dar. Dr. K. 


Oſtfront. Ein Denkmal des deutſchen 
Kampfes in Bildern und Tagebuchblättern. Von 
Ludwig Dettmann. Deutſcher Verlag, 
Berlin 1938. 169 Seiten mit 22 Zeichnungen 
im Text und 32 farbigen Tafeln. Preis kart. 
6,80 RM., Leinen 7,80 RM. — Ludwig Dett⸗ 
mann wurde vom Großen Generalſtab als 
Kriegsmaler an die Oſtfront gerufen mit dem 
Auftrag, das große Geſchehen in künſtleriſchen 
Dokumenten eſtzuhoen Er begleitete die 
kämpfenden Truppen durch Oſtpreußen und 
Rußland. Truppen auf dem Marſch, brennende 
Dörfer, ſtürmende Infanterie, feuernde Hau⸗ 
bitzen, mühſam durch grundloſe Wege vorgehende 
Kolonnen, Offiziere am Kartentiſch, vor⸗ 
preſchende Batterien, das Leben und Sterben 
der Front hielt der Maler in ſeinen Bildern und 
Zeichnungen feſt. Das zweifache Rot des 
Krieges, das dunkle Rot des Blutes und das 
leuchtende der freſſenden Brände, wurde in 
ſeinen Bildern lebendig. In den Tagebuch⸗ 
blättern legte Dettmand ſeine perſönlichen Er⸗ 
lebniſſe nieder. Sie laſſen den guten Beob⸗ 
achter erkennen, der inmitten der großen Er⸗ 
eigniſſe auch die Kleinigkeiten, die ihm am 
Wege begegnen, nicht überſieht. Dr. K. 

Wolter von Plettenberg. Deutſchordens⸗ 
meiſter von Livland. Von Hans Friedrich 
Blunck. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt, Ham: 
burg 1938. 284 Seiten. Preis Leinen 5,80 RM. 
— In dieſem Roman hat Blunck einen Ab⸗ 
ſchnitt der deutſchen Geſchichte behandelt, der 
mit beſonderer Klarheit das Verdienſt der 
Deutſchen hervortreten läßt, die kleinen balti⸗ 
[hen Völker vor der lleberſchwemmung und 
Ausrottung durch die zerſtörenden Gewalten, die 
aus der drohenden Weite des ruſſiſchen Raumes 
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mmer wieder gegen die Grenzen Europas an: 
gebrandet ſind, gerettet zu haben. Dieſe Zeit hat 
in der Geſtalt des Deutſchordensmeiſters in Liv⸗ 
land, Wolters von Plettenberg, den unbefiegten 
Grenzwächter der abendländiſchen Welt ge: 
funden. Von allen Freunden verlaſſen und von 
allen Bundesgenoſſen verraten, ſteht das deutſche 
Ordensland Livland, in dem Wolter von Pletten⸗ 
berg die jahrhundertealten Fehden zwiſchen dem 
Orden, der biſchöflichen Gewalt und den Städten 
zum Schweigen gebracht hat, der erdrückenden 
Macht Iwans des Schrecklichen gegenüber, der 
das Tatarenjoch brach und Litauen ſchlug, der 
das gewaltige Naugard in die Knie zwang und 
vor dem Polen erbebte. Die Schlacht von Ples- 
kau, in der die gepanzerten Ritter des Ordens, 
die tapferen Landsknechte aus Deutſchland, die 
ſtreitluſtigen Männer der deutſchen Städte und, 
als Hilfstruppen, die der deutſchen Herrſchaft 
treu ergebenen Bauern die zehnfache Leber: 
macht des Zaren zerſprengen, iſt eine der großen 
Schickſalsſchlachten der oſtpreußiſchen Geſchichte 
geweſen. Wolter von Plettenberg, zu dem die 
Brüder des Ordens, die deutſchen Bürger der 
Städte und die fremdftämmigen Bauern wie zu 
einem von Gott Geſandten aufblicken, iſt der 
deutſche Fels, an dem die Sturmflut des Oſtens 
zerbricht. Es iſt ein Bild von dramatiſcher 
Wucht, das Blunck in ſeinem Roman gezeichnet 
hat. In das große geſchichtliche Geſchehen hat 
er die Züge des perſönlichen Erlebens des 
Ordensmeiſters gezeichnet. Eine neue Zeit, die 
die alten Bindungen, in denen die Brüder des 
Ordens leben, aufzulöſen beginnt, ſendet, von 
Wittenberg ausgehend, ihre Vorboten in den 
großen Kampf um die Deutſcherhaltung Liv: 
lands hinein. Sie tritt auch an den Meiſter 
heran, dem ſie den Weg zur Herzogswürde und 
zu einer Frau zu ebnen verſpricht. Aber Wolter 
von Plettenberg verſagt ſich den Gedanken der 


neuen Zeit, nicht weil er ihnen feindlich gegen: 
überſteht, ſondern weil er, an den ſtrengen 
Regeln des Ordens, die jedes perſönliche Leben 
ausſchalten, fefthaltend, ſeinem geſchichtlichem 
Auftrage beſſer gerecht zu werden hofft. So 
verbinden ſich geſchichtliche und perſönliche Größe 
in der Geſtalt dieſes Meiſters, deren Bedeutung 
Blunck dem deutſchen Volke nahe zu bringen 


vermocht hat. Dr. K. 
Die Mutter. Roman von Ottfried 
Graf Finckenſtein. Eugen Diederichs 


Verlag, Jena 1938. 300 Seiten. Preis kart. 
4,.— R. M, Leinen 5,40 RM. — Der oft: 
preußiſche Schriftſteller hat in dieſem Roman 
erneut ſeine reife Kunſt der Menſchenſchilde⸗ 
rung bewieſen. Er erzählt die Geſchichte einer 
Frau, die an der Seite ihres Mannes, eines 
Arztes in einer kleinen oſtpreußiſchen Stadt, 
Glück und Erfüllung gefunden hat und nach 
deſſen plötzlichem Tode mit ihren Kindern zurück⸗ 
bleibt. Im Wirbel der Inflation geraten die 
gewohnten Lebensformen und bis dahin feſt 
erſcheinenden Charaktere ins Gleiten. In dieſer 
aus den Fugen brechenden Welt hat die Frau, 
die mit dem Manne ihr Glück und ihren Rück⸗ 
halt verloren hat, ihren neuen Platz zu ſuchen. 
Sie findet ihn nicht in der Verbindung mit 
einem anderen Manne, der ihr ein ſorgenfreies 
Leben zu bieten hat, ſondern als Mutter ihrer 
fünf Kinder, um derentwillen fie die Mühſal 
und Entſagung des Alleinſeins auf ſich ninnmnt. 
Sie lebt für die Zukunft ihrer Kinder und, in⸗ 
dem ſie ganz in ihnen aufgeht, lebt ſie zugleich 
in der Erinnerung an die Vergangenheit. Ihr 
Glück ſind die Kinder, ihren Frieden aber findet 
ſie in der Erinnerung. Das Opfer, das ſie 
bringt, gibt ihr die innere Ordnung zurück, die 
ſie nach dem Tode des Mannes zu verlieren 
ſchien. Dr. K. 
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